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Eindeutige Kennung des Ereignisses: GMETDHER0622 

 

EINLADUNG ZUR  

ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG DER DELIVERY HERO SE  

ALS VIRTUELLE HAUPTVERSAMMLUNG OHNE PHYSISCHE PRÄSENZ DER 

AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE ODER IHRER BEVOLLMÄCHTIGTEN 

Am 

Donnerstag, den 16. Juni 2022, um 10:00 Uhr MESZ 

findet in den  

Geschäftsräumen der Grünebaum Gesellschaft für Event Logistik mbH, Leibnizstraße 38, 

10625 Berlin, 

 

die ordentliche Hauptversammlung der Delivery Hero SE mit Sitz in Berlin 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionärinnen und 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten statt. 

 

Hierzu laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre herzlich ein. 

 

 

Die gesamte Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionärinnen 

und Aktionäre der Delivery Hero SE und ihre Bevollmächtigten mit Bild und Ton live über 

das Internet übertragen. Die Stimmrechtsausübung erfolgt ausschließlich über Briefwahl 

oder Vollmachtserteilung an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der 

Grünebaum Gesellschaft für Event Logistik mbH, Leibnizstraße 38, 10625 Berlin. 

Einzelheiten hierzu und zu den Rechten der Aktionärinnen und Aktionäre sowie ihrer 

Bevollmächtigten entnehmen Sie bitte dem Abschnitt „Ergänzende Angaben und 

Hinweise“, der im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt ist.  
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II. TAGESORDNUNG 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 

Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2021 mit dem zusammengefassten 

Lagebericht für die Delivery Hero SE und den Konzern, dem zusammengefassten 

nichtfinanziellen Konzernbericht für die Delivery Hero SE und den Konzern und 

dem Bericht des Aufsichtsrats sowie den erläuternden Berichten zu den 

Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB* 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und 

Konzernabschluss gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss nach § 172 AktG festgestellt. Es 

bedarf zu diesem Tagesordnungspunkt 1 keiner Beschlussfassung der Hauptversammlung. 

Die Unterlagen zu Tagesordnungspunkt 1 stehen über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zur Verfügung. 

*Die für Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maßgeblichen Vorschriften, 

insbesondere des HGB und des AktG, finden auf die Gesellschaft aufgrund der 

Verweisungsnormen der Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii), Art. 53 sowie Art. 61 der Verordnung 

(EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen 

Gesellschaft (SE) (SEVO) Anwendung, soweit sich aus spezielleren Vorschriften der SEVO 

nichts anderes ergibt. 

 

2. Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2021 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden 

Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

3. Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2021 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2021 amtierenden 

Mitgliedern des Aufsichtsrats der Gesellschaft für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

a) Dr. Martin Enderle 

b) Patrick Kolek 

c) Jeanette L. Gorgas 

d) Nils Engvall 

e) Gabriella Ardbo 

f) Dimitrios Tsaousis 

g) Gerald Taylor 
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Es ist vorgesehen, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die 

Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder entscheiden zu lassen. 

 

4. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers für die etwaige prüferische 

Durchsicht von Zwischenfinanzberichten und sonstigen unterjährigen 

Finanzinformationen der Gesellschaft 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, folgenden 

Beschluss zu fassen: 

Die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, wird zum Abschlussprüfer und 

Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2022 sowie zum Prüfer für die 

gegebenenfalls prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten und sonstigen 

unterjährigen Finanzinformationen im Sinne von § 115 Abs. 7 WpHG, die vor der 

ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2023 aufgestellt werden und soweit die 

prüferische Durchsicht beauftragt wird, bestellt. 

 

5. Wahlen zum Aufsichtsrat  

Mit Ablauf der am 16. Juni 2022 stattfindenden Hauptversammlung endet die Amtszeit des 

derzeit amtierenden Aufsichtsratsmitglieds Dimitrios Tsaousis. Herr Dimitrios Tsaousis 

wurde am 2. November 2021 durch gerichtlichen Beschluss für einen Zeitraum bis zum 

Ablauf der nächsten ordentlichen Hauptversammlung als Mitglied des Aufsichtsrats 

bestellt.  

Der Aufsichtsrat der Delivery Hero SE besteht nach Art. 40 Abs. 2, 3 SE-VO, § 17 Abs. 1 SE-

Ausführungsgesetz („SEAG“), § 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft sowie § 21 Abs. 3 

Nr. 1 SE-Beteiligungsgesetz („SEBG“) i. V. m. § 21 Abs. 2 der Vereinbarung über die 

Beteiligung der Arbeitnehmer bei der Delivery Hero SE vom 16. April 2018 

(„Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung“) aus sechs Mitgliedern, die von der 

Hauptversammlung gewählt bzw. bestellt werden. 

Von allen Mitgliedern des Aufsichtsrats sind nach § 21 Abs. 1 der 

Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung die Hälfte Arbeitnehmervertreter, die auf 

Vorschlag der Arbeitnehmer bestellt werden. Herr Dimitrios Tsaousis ist bisher als 

Arbeitnehmervertreter Mitglied des Aufsichtsrats gewesen. Es bedarf daher einer 

Neuwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats als Vertreter der Arbeitnehmer. 
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Arbeitnehmervertreter werden grundsätzlich gemäß § 10 Abs. 2 der Satzung i. V. m. § 23 

Abs. 1 der Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung zusammen mit ihren Ersatzmitgliedern 

vom SE-Betriebsrat der Gesellschaft (SE Works Council) gewählt und der 

Hauptversammlung der Delivery Hero SE zur Bestellung vorgeschlagen. Die 

Hauptversammlung ist gem. § 36 Abs. 4 SEBG i. V. m. § 23 Abs. 1 der 

Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung an diese Vorschläge gebunden. 

Gemäß § 21 Abs. 3 SEBG i. V. m. § 23 Abs. 1 der Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung 

wird seitens der Arbeitnehmer der folgende Vorschlag für den durch die 

Hauptversammlung zu bestellenden Arbeitnehmervertreter und dessen Ersatzmitglied 

unterbreitet: 

Folgende Person wird auf Vorschlag der Arbeitnehmer für einen Zeitraum bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023 

beschließt, als Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat der Delivery Hero SE bestellt:  

Dimitrios Tsaousis, ausgeübter Beruf: Fleet Operations Supervisor (Online 

Delivery S.A., Griechenland), wohnhaft in Athen, Griechenland. 

Folgende Person wird auf Vorschlag der Arbeitnehmer jeweils für einen Zeitraum bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2023 

beschließt, als Ersatzmitglied bestellt:   

Konstantina Vasioula, ausgeübter Beruf: Regional Business Controller (Online 

Delivery S.A., Griechenland), wohnhaft in Athen, Griechenland. 

Das genannte Ersatzmitglied wird wie aufgeführt Mitglied des Aufsichtsrats, wenn das 

Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer, für das es als Ersatzmitglied bestellt wurde, vor 

Ablauf der regulären Amtszeit ausscheidet und der SE-Betriebsrat nicht vor diesem 

Ausscheiden einen Nachfolger gewählt hat und dieser auf Vorschlag der Arbeitnehmer 

von der Hauptversammlung bestellt worden ist. Die Amtszeit des in den Aufsichtsrat 

nachgerückten Ersatzmitglieds endet mit dem Schluss der Hauptversammlung, in der eine 

Nachwahl für das vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied stattfindet und ein vom 

SE-Betriebsrat gewählter Nachfolger für das jeweils ersetzte Aufsichtsratsmitglied auf 

Vorschlag der Arbeitnehmer von der Hauptversammlung bestellt wird, spätestens aber zu 

dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit des ersetzten Aufsichtsratsmitglieds 

abgelaufen wäre. 

Der Aufsichtsrat hat sich bei beiden Kandidaten vergewissert, dass sie den für die Tätigkeit 

des Aufsichtsrats erforderlichen Zeitaufwand aufbringen können. Die vorgeschlagenen 

Kandidaten haben sich vorab bereit erklärt, das Amt für den Fall ihrer Wahl anzunehmen. 
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Weitere Angaben zu den vorgeschlagenen Mitgliedern des Aufsichtsrats sind in den 

nachstehenden Angaben zu diesem Tagesordnungspunkt 5 aufgeführt. 

Ergänzende Angaben zu den Aufsichtsratskandidaten zu Tagesordnungspunkt 5 

gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 Aktiengesetz und des Deutschen Corporate Governance 

Kodex in der Fassung vom 16. Dezember 2019 (DCGK 2020) 

Dimitrios Tsaousis, ausgeübter Beruf: Fleet Operations Supervisor (Online Delivery S.A., 

Griechenland), wohnhaft in Athen Griechenland 

Dimitrios Tsaousis, geboren am 23. Juli 1972 in Athen, Griechenland, erwarb im Jahr 1995 

einen Bachelor of Science-Abschluss (B.Sc.) in Business Studies an der Universität Swansea, 

Wales, UK. Nach seinem Studium trat Dimitrios Tsaousis als Unteroffizier in die griechische 

Marine ein und erfüllte seine militärischen Pflichten. 

Dimitrios Tsaousis begann seine berufliche Laufbahn mit Positionen in den Bereichen 

Sales und Business Development in verschiedenen Sektoren bevor er im Jahr 2008 eine 

Beschäftigung als Stockbroker bei G.A Pervanas Securities & Investment Services Co. S.A. 

aufnahm. Während seiner Zeit bei G.A. Pervanas Securities & Investment Services Co. S.A. 

erwarb er die Qualifikation eines Certified European Financial Analyst von der Hellenic 

Capital Markets Commission (HCMC) und wurde zum Gerichtssachverständigen für 

Finanzangelegenheiten am Erstinstanzlichen Gericht von Athen ernannt. 

Im Jahr 2015 trat Dimitrios Tsaousis der Delivery Hero-Gruppe als Sales Account Executive 

bei Online Delivery S.A. (Griechenland) bei, wo er den Aufbau des Non-Commission 

Revenue Geschäfts der Gesellschaft überwachte. Seit Anfang 2021 ist er als Fleet 

Operations Supervisor für Go Delivery S.A., eine griechische Tochtergesellschaft von 

Delivery Hero SE, tätig. 

Seit 2019 ist Dimitrios Tsaousis zudem Vorsitzender des SE-Betriebsrats der Delivery Hero 

SE. Herr Tsaousis ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG. 

Herr Tsaousis ist derzeit Mitglied in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 

von Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 AktG wie folgt: 

- Go Delivery S.A. (Mitglied des Board of Directors) 

- Altura Hector S.A. (Mitglied des Board of Directors) 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine für die Wahlentscheidung der 

Hauptversammlung maßgebenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen 

zwischen Herrn Tsaousis einerseits und den Gesellschaften des Delivery Hero SE-Konzerns, 

den Organen der Delivery Hero SE oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der 

stimmberechtigten Aktien an der Delivery Hero SE beteiligten Aktionär andererseits. 
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Konstantina Vasioula, ausgeübter Beruf: Regional Business Controller (Online Delivery 

S.A., Griechenland), wohnhaft in Athen, Griechenland 

Konstantina Vasioula, schloss ihr Studium im Jahr 2012 mit einem B.Sc.-Abschluss in 

Accounting and Finance an der Universität von Athen, Griechenland ab. Zusätzlich erwarb 

sie im Jahr 2021 einen Master of Business Administration an der Athens University of 

Economics and Business in Griechenland. 

Nach ihrem Studium begann Konstantina Vasioula ihre berufliche Laufbahn im Jahr 2012 

bei PwC Greece. Nach verschiedenen Positionen als Assurance Associate, Assurance Senior 

Associate und Assurance Manager bei PwC Greece und PwC Reading (UK), trat sie im Jahr 

2019 der Delivery Hero-Gruppe als Regional Business Controller bei Online Delivery S.A. 

(Griechenland) bei, mit Zuständigkeit für den Balkan und Zypern und Schwerpunkten in 

der Überprüfung, Analyse und Bewertung der monatlichen Finanzdaten und -ergebnisse, 

der Geschäftsanalyse und der Erstellung sowie Einreichung der Budgets und monatlichen 

Prognosen.  

Seit 2017 ist Konstantina Vasioula Mitglied der Association of Chartered Certified 

Accountants. 

Konstantina Vasioula ist derzeit nicht Mitglied in anderen gesetzlich zu bildenden 

Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 1 AktG. 

Frau Vasioula ist derzeit nicht Mitglied in vergleichbaren in- und ausländischen 

Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 

AktG. 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine für die Wahlentscheidung der 

Hauptversammlung maßgebenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen 

zwischen Frau Vasioula einerseits und den Gesellschaften des Delivery Hero SE-Konzerns, 

deren Organen oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimmberechtigten 

Aktien an der Delivery Hero SE beteiligten Aktionär andererseits. 

 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das 

Geschäftsjahr 2021 

Nach der Änderung des Aktiengesetzes durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I Nr. 50 2019, S. 2637) 

haben Vorstand und Aufsichtsrat börsennotierter Gesellschaften jährlich gemäß § 162 

AktG einen klaren und verständlichen Bericht über die den Mitgliedern des Vorstands und 

des Aufsichtsrats gewährte und geschuldete Vergütung im letzten Geschäftsjahr zu 

erstellen und der Hauptversammlung gemäß § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzulegen. 
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Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2021 erstellte Vergütungsbericht 

wurde gemäß § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer der Delivery Hero SE, die KPMG 

AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, daraufhin geprüft, ob die gesetzlich 

geforderten Angaben nach § 162 Abs. 1, 2 AktG gemacht wurden.  

Der Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts ist diesem beigefügt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht der Delivery Hero SE für 

das Geschäftsjahr 2021 zu billigen. 

Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2021 und der Vermerk über dessen Prüfung 

durch den Abschlussprüfer sind im Anhang zu diesem Tagesordnungspunkt 6 abgedruckt.  

Er ist zudem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zugänglich und wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 

Anhang zu Tagesordnungspunkt 6 - Vergütungsbericht 2021 

VERGÜTUNGSBERICHT 2021 

A. VORWORT 

Der folgende Vergütungsbericht entspricht den Anforderungen des Aktiengesetzes 

(AktG), insbesondere § 162 AktG, und berücksichtigt darüber hinaus die Grundsätze, 

Empfehlungen und Anregungen des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) in 

der Fassung vom 16. Dezember 2019, veröffentlicht im Bundesanzeiger am 20. März 2020, 

sowie die Erwartungen der Investor*innen. Im Folgenden wird das Vergütungssystem für 

die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats in seinen Grundzügen beschrieben und 

Angaben zu der im Jahr 2021 gewährten und geschuldeten Vergütung der Mitglieder des 

Vorstands und des Aufsichtsrats der Delivery Hero SE werden gemacht. Die Delivery Hero 

SE (das „Unternehmen“ oder die „Gesellschaft“) und ihre konsolidierten 

Tochtergesellschaften bilden gemeinsam die Delivery Hero Group (den „Konzern“). 

Der Vergütungsbericht wurde von der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

(„KPMG“) gemäß den gesetzlichen Anforderungen des § 162 Abs. 3 AktG geprüft. Gemäß 

§ 120a Abs. 4 AktG wird die Hauptversammlung am 16. Juni 2022 über den geprüften 

Vergütungsbericht abstimmen. Im Anschluss an die Abstimmung über den geprüften 

Vergütungsbericht werden der Vergütungsbericht sowie der Prüfvermerk auch auf der 

Internetseite der Gesellschaft veröffentlicht unter 

https://ir.deliveryhero.com/verguetung. 
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Zusätzlich wird der Vergütungsbericht alsbald mit Einberufung der Hauptversammlung 

2022 auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://ir.deliveryhero.com/hv  

veröffentlicht. 

B. HIGHLIGHTS DES GESCHÄFTSJAHRES 2021 

Im Geschäftsjahr 2021 hingen die wirtschaftlichen Verbesserungen noch von den 

Auswirkungen von COVID-19 und dem Rückgang auf globaler Ebene sowie von den 

wirtschaftspolitischen Maßnahmen in den jeweiligen Ländern ab. Während der Pandemie 

wuchs die globale Lebensmittellieferindustrie schneller als erwartet. Delivery Hero SE 

unternahm zahlreiche Maßnahmen, die Unternehmen dabei halfen, Kund*innen auch 

dann zu erreichen, als der Verzehr von Essen im Restaurant verboten war. Delivery Hero 

SE unterstützte auch Kampagnen, um die Kundenfrequenz der Restaurants zu erhöhen, 

verzichtete auf Aufnahmegebühren und optimierte den Abrechnungszyklus, um die 

Zahlungsfrequenz weiter zu erhöhen. 

Delivery Hero SE hat auch die Investitionen in den Bereich Quick-Commerce weiter 

beschleunigt - insbesondere über Dark Stores („Dmarts“) von denen im Geschäftsjahr 2021 

eine beträchtliche Anzahl eröffnet wurde. Das Konzept der schnellen Letzte-Meile-

Lieferdienste für Convenience- und Lebensmittel-Produkte ist weiterhin ein wichtiger 

strategischer Fokus für das Unternehmen, der von den umfangreichen Investitionen der 

Gruppe in Logistik und Technologie für die Erste- und Letzte-Meile-Lieferung profitiert. 

Um die zunehmenden Geschäftskomplexität zu bewältigen, wurde der Vorstand der 

Delivery Hero SE im Geschäftsjahr 2021 von zwei auf drei Mitglieder erweitert. Mit 

Wirkung zum 3. Mai 2021 hat der Aufsichtsrat Pieter-Jan Vandepitte als Chief Operating 

Officer zum dritten Vorstandsmitglied bestellt. Pieter-Jan Vandepitte ist für die Bereiche 

Internationale Märkte, Vertrieb, Kundenbetreuung und Business Intelligence zuständig. 

Niklas Östberg (CEO) und Emmanuel Thomassin (CFO) bleiben im Vorstand. 

Unter Berücksichtigung des Gesetzes zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie 

(ARUG II) und des überarbeiteten DCGK in der Fassung vom 16. Dezember 2019 hat der 

Aufsichtsrat Änderungen des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder beschlossen 

und das Vergütungssystem der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 5 zur Billigung vorgelegt. Die Hauptversammlung hat das 

Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder mit einer Mehrheit von 86,36 % gebilligt. 

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben wird der Aufsichtsrat das neue 

Vergütungssystem auf alle Dienstverträge mit Mitgliedern des Vorstands der Delivery 

Hero SE anwenden, die nach Ablauf von zwei Monaten nach der erstmaligen Billigung des 
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Vergütungssystems durch die Hauptversammlung neu abgeschlossen, geändert oder 

verlängert werden. Die Bestandteile des neuen Vergütungssystems werden jedoch mit 

Ausnahme der Maximalvergütung auch auf die derzeit bestehenden 

Vorstandsdienstverträge ab dem 1. Januar 2022 angewendet.  

Neben den Änderungen des Vergütungssystems für den Vorstand hat der Aufsichtsrat 

auch Änderungen der Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder vorgeschlagen. Die neue 

Aufsichtsratsvergütung wurde der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 6 zur Genehmigung vorgelegt. Die Hauptversammlung hat die neue 

Vergütung für die Aufsichtsratsmitglieder mit einer Mehrheit von 99,79 % genehmigt. 

C. ZUSAMMENFASSUNG DES VERGÜTUNGSSYSTEMS DES VORSTANDS 

Das Vergütungssystem für das Geschäftsjahr 2021 sowie das neue Vergütungssystem ab 

dem Geschäftsjahr 2022 des Vorstands der Delivery Hero SE lassen sich wie folgt 

zusammenfassen: 
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1Die Maximalvergütung gilt entsprechend den gesetzlichen Vorgaben für alle 

Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern der Delivery Hero SE, die nach Ablauf von zwei 

Monaten nach der erstmaligen Billigung des Vergütungssystems durch die 

Hauptversammlung neu abgeschlossen, geändert oder verlängert werden (§ 87a Abs. (2) 

S. 1 AktG, § 26j Abs. (1) S. 2 EGAktG) 

D. GRUNDSÄTZE DES VERGÜTUNGSSYSTEMS DES VORSTANDS 

Grundsätze 

Übergeordnete Ziele des Vorstandsvergütungssystems der Gesellschaft sind das Setzen 

von marktgerechten Anreizen für nachhaltiges Wachstum, die Steigerung des Shareholder 

Value sowie maximale Transparenz. Die Vergütungsanreize für die Mitglieder des 

Vorstands sollen diese dazu anhalten, sich für die nachhaltige, langfristige Entwicklung 

der Gesellschaft einzusetzen, die Unternehmensstrategie zu fördern und letztlich den 

Unternehmenswert zu steigern. Im Zuge einer stetigen Weiterentwicklung soll ein 

Mehrwert geschaffen werden – für Aktionär*innen, für Mitarbeiter*innen, für 

Kund*innen sowie für das Unternehmen selbst. Als Unternehmen mit einer betont 

unternehmerischen Kultur soll ein starker Leistungsbezug gegeben sein, der Shareholder 

Value im Vordergrund stehen und das langfristige Anreizsystem einheitlich für Vorstände 

wie auch andere Mitarbeiter*innen angewendet werden. Durch eine im Vergleich zur 

niedrigen erfolgsunabhängigen Vergütung stark ausgeprägte variable 

Vergütungskomponente wird eine sehr starke Angleichung mit Investoreninteressen 

erzielt sowie die Umsetzung der Unternehmensstrategie in den Mittelpunkt gestellt. 
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Angemessenheit der Vergütung 

Der Aufsichtsrat beschließt das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder auf 

Vorschlag des Vergütungsausschusses. Das Vergütungssystem und die Angemessenheit 

der Gesamtvergütung sowie der einzelnen Vergütungsbestandteile werden regelmäßig 

überprüft und, soweit notwendig, angepasst. Dabei berücksichtigt der Aufsichtsrat die 

Anforderungen des Aktiengesetzes sowie die Empfehlungen und Anregungen des DCGK. 

Kriterien für die Angemessenheit der Vergütung bilden sowohl die Aufgaben des 

einzelnen Vorstandsmitglieds, die persönliche Leistung als auch die wirtschaftliche Lage 

und die Zukunftsaussichten der Delivery Hero SE. Darüber hinaus achtet der Aufsichtsrat 

insbesondere darauf, dass die Vergütung der Vorstandsmitglieder wettbewerbsfähig, 

aber angemessen ist und das marktübliche Vergütungsniveau nicht überschreitet. Die 

Beurteilung der Marktüblichkeit der Vergütung erfolgt sowohl im Vergleich zu anderen 

Unternehmen (horizontaler Vergleich) als auch innerhalb der Delivery Hero SE anhand des 

Verhältnisses der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskreises und der 

Belegschaft der Delivery Hero SE insgesamt (vertikaler Vergleich).  

Bei der letzten Überprüfung der Angemessenheit der Vergütungshöhe und -struktur 

wurde der Aufsichtsrat der Delivery Hero SE von unabhängigen externen 

Vergütungsexperten unterstützt. Als geeignete Vergleichsgruppe hinsichtlich Größe und 

Herkunft für die horizontale Betrachtung hat der Aufsichtsrat die DAX- und MDAX-

Unternehmen definiert. Dabei wurden die wirtschaftliche Lage und die Zukunftsaussichten 

der Delivery Hero SE anhand der Größenkriterien Umsatz, Mitarbeiter*innen und 

Marktkapitalisierung berücksichtigt. Für die vertikale Bewertung wurde die Vergütung des 

Vorstands der Delivery Hero SE mit der Vergütung der beiden Ebenen unterhalb des 

Vorstands der Gesellschaft („oberer Führungskreis“) sowie mit der durchschnittlichen 

Vergütung der Mitarbeiter*innen der Delivery Hero SE in Deutschland, auch in der 

zeitlichen Entwicklung, verglichen. 

Struktur der Ziel-Gesamtvergütung 

Das derzeitige Vergütungssystem der Vorstandsmitglieder besteht hauptsächlich aus zwei 

Komponenten: der erfolgsunabhängigen Festvergütung und der erfolgsabhängigen 

variablen Vergütung. Die festen Vergütungsbestandteile umfassen die 

erfolgsunabhängige Grundvergütung und Nebenleistungen, jedoch ausdrücklich keine 

betriebliche Altersversorgung (Pensionszusagen). Die variable Vergütung besteht zum 

einen aus einer kurzfristigen variablen Vergütungskomponente („Short-Term Incentive“ 
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bzw. „STI“) und einer langfristigen variablen Vergütungskomponente („Long-Term 

Incentive Plan“ bzw. „LTIP“). 

Die feste Grundvergütung entspricht 5 % bis 30 % der Ziel-Gesamtvergütung (als Summe 

der festen und variablen Vergütung) eines Vorstandsmitglieds, während die 

Nebenleistungen 0 % bis 5 % ausmachen. Der zusätzliche Short Term Incentive wird ab 

dem Geschäftsjahr 2022 etwa bis zu 5 % der Ziel-Gesamtvergütung ausmachen, während 

der Anteil des LTIP an der Ziel-Gesamtvergütung zwischen 60 % und 90 % liegt.   

 

1 Ab dem Geschäftsjahr 2022 

Ziel-Gesamtvergütung im Geschäftsjahr 2021 

Die folgende Tabelle zeigt die vertraglich vereinbarte Ziel-Gesamtvergütung für jedes 

Mitglied des Vorstands für das Geschäftsjahr 2021 und das vorangegangene Geschäftsjahr 

2020. Die Nebenleistungen stellen Ausgaben im jeweiligen Geschäftsjahr dar. 
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E. ANWENDUNG DES VERGÜTUNGSSYSTEMS DES VORSTANDS IM JAHR 2021  

1. Erfolgsunabhängige Vergütung 

a) Grundvergütung 

Die jährliche Grundvergütung der Vorstandsmitglieder wird in zwölf gleichmäßigen 

monatlichen Raten ausgezahlt.  

b) Nebenleistungen 

Zusätzlich zur Erstattung von Reisekosten und sonstigen dienstlichen Auslagen erhalten 

die Vorstandsmitglieder im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften monatliche Zuschüsse 

zur Kranken- und Pflegeversicherung. Pensionszusagen oder Ruhegeldvereinbarungen 

gibt es nicht.  

Die Vorstandsmitglieder erhalten eine Unfallversicherung mit einer Deckungssumme von 

€ 350.000 im Todesfall und € 800.000 im Falle von Invalidität. Darüber hinaus übernimmt 

das Unternehmen alle zwei Jahre die Kosten für eine ärztliche Vorsorgeuntersuchung. 

Darüber hinaus wurde Niklas Östberg gegen Vorlage von Belegen ein persönliches Budget 

in Höhe von € 25.000 gewährt, welches die Kosten für das Pendeln zwischen seinem 

Wohnort und seinem Arbeitsplatz abdeckt. 

Alle Vorstandsmitglieder sind gegen das Risiko, bei der Ausübung ihrer Tätigkeit für 

Vermögensschäden in Anspruch genommen zu werden, durch eine auf Kosten von 

Delivery Hero abgeschlossene D&O-Versicherung mit einem Selbstbehalt von 10 % des 

Schadens bis zur Höhe des Eineinhalbfachen des Jahresgrundgehalts gemäß den 

Bestimmungen des AktG versichert. Die Beiträge zur D&O-Versicherung sind nicht in den 

Nebenleistungen enthalten. 

2. Erfolgsabhängige Vergütung. 

a) Long-Term Incentive Plan bis 2018 

Die erfolgsabhängige Vergütung bestand bis zum Geschäftsjahr 2018 aus dem 

Aktienoptionsprogramm 2017 (Stock Option Program bzw. „SOP 2017“ oder „DH SOP”), 

das nach dem Börsengang im Geschäftsjahr 2017 eingeführt wurde. 

Im Rahmen des SOP 2017 erhielten die Begünstigten (virtuelle) Aktienoptionsrechte mit 

einem vom Zuteilungszeitpunkt abhängigen individuellen Ausübungspreis. Die Sperrfrist 

für die zugeteilten Aktienoptionen beträgt vier Jahre. Ein Teil der zugeteilten 

Aktienoptionen kann nach den ersten zwei Jahren der Sperrfrist ausgeübt werden („Cliff“). 

Alle anderen Aktienoptionen werden in den verbleibenden zwei Jahren der Sperrfrist 

unverfallbar. Die Aktienoptionen müssen spätestens zwei Jahre nach dem Ende der 
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vierjährigen Sperrfrist ausgeübt werden. Die Ausübung ist nur möglich, wenn der 

Aktienkurs zum Ausübungszeitpunkt über dem Ausübungspreis liegt. Anstelle des 

Aktienausgleichs behält sich das Unternehmen das Recht vor, die unverfallbaren 

Aktienoptionen in bar auszugleichen; das Unternehmen strebt jedoch einen Ausgleich in 

Aktien an. Im Falle des Barausgleichs erhält der Begünstigte für jedes Optionsrecht einen 

Betrag in Höhe der Differenz zwischen dem Aktienkurs zum Ausübungszeitpunkt und dem 

Ausübungspreis. Die Optionsrechte können nur während der von der Gesellschaft 

festgelegten Ausübungsfenster ausgeübt werden. Im ersten Jahr nach dem Börsengang 

war die Ausübung von Aktienoptionen nicht zulässig. 

b) Long-Term Incentive Plan seit 2018 

Die variable langfristige Vergütung für die Vorstandsmitglieder besteht seit dem 

Geschäftsjahr 2018 aus einem Aktienoptionsplan (Long-Term Incentive Plan, „LTIP“) mit 

Ausgleich in Aktien. Dadurch, dass der größte Anteil der Ziel-Gesamtvergütung aus einer 

langfristigen variablen Vergütung besteht, wird eine starke Ausrichtung auf die 

Unternehmensstrategie in Form eines nachhaltigen Unternehmenswachstums erzielt. Der 

LTIP weist ein steiles, aber ausgewogenes Chancen-Risiko-Profil auf. Das Risiko eines 

Totalverlustes der langfristigen variablen Vergütung bei einer vergleichsweise niedrigen 

erfolgsunabhängigen Grundvergütung wird – mit Ausnahme der gesetzlich festgelegten 

Maximalvergütung – gleichzeitig durch den Verzicht auf eine Obergrenze für den 

inhärenten Wertzuwachs der Aktienoptionen ausgeglichen. Auf diese Weise wird eine 

hohe Harmonisierung der Interessen der Aktionär*innen mit den Interessen des Vorstands 

erreicht. 

Allgemeine Bedingungen 

Zur konkreten Umsetzung des LTIP wird mit jedem Vorstandsmitglied vertraglich ein 

bestimmter Zielwert in Euro vereinbart, in dessen Höhe jährlich (virtuelle) Optionen auf 

Aktien der Delivery Hero SE zugeteilt werden („Aktienoptionen“). Die Angemessenheit des 

jährlichen Zielbetrags für den LTIP wird jährlich überprüft und gegebenenfalls angepasst. 

Bei außerordentlichen nicht vorhersehbaren Entwicklungen kann der Aufsichtsrat gemäß 

§ 87 Abs. 1 Satz 3 AktG eine Begrenzungsmöglichkeit („Cap“) festlegen, um die 

Angemessenheit der Vergütung sicherzustellen.  

Zur Berechnung der Anzahl an (virtuellen) Aktienoptionen, die jedem Vorstandsmitglied 

im Geschäftsjahr zugeteilt werden, wird der jährliche Zielbetrag in Euro durch den Fair 

Market Value einer Aktienoption zum jeweiligen Gewährungszeitpunkt dividiert. 
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Der Fair Market Value („FMV“) einer Aktienoption ist abhängig von zukünftigen 

Ereignissen im Zusammenhang mit der Entwicklung des Aktienkurses der Gesellschaft und 

dem Umsatzwachstumsziel (siehe unten). Um den FMV einer Aktienoption zum Zeitpunkt 

der Gewährung abzuleiten, wird die zukünftige Entwicklung sowohl des Aktienkurses der 

Gesellschaft als auch des Gesamtumsatzes des Konzerns (als Basis für das 

Umsatzwachstumsziel) zu einem zukünftigen Zeitpunkt finanzmathematisch simuliert.  

Die so ermittelte Anzahl an zugeteilten Aktienoptionen wird über einen Zeitraum von vier 

Jahren ab dem Gewährungsdatum gesperrt („Sperrfrist“). Nach Ablauf der vierjährigen 

Sperrfrist ist eine Ausübungsperiode von zwei Jahren („Ausübungszeitraum“) vorgesehen. 

1 Illustrative Darstellung 

Ausübbarkeit und Erfolgsziel 

Die Ausübbarkeit der Aktienoptionen nach Ablauf der vierjährigen Sperrfrist hängt von 

der Erreichung eines Erfolgsziels ab. Das Erfolgsziel leitet sich aus der 

Unternehmensstrategie ab. Es ist definiert als Compound Annual Growth Rate („CAGR“) 

des Umsatzes der Gesellschaft über den Leistungszeitraum. 

Wird dieses Erfolgsziel nicht erreicht, verfallen die von dem Erfolgsziel abhängigen 

Aktienoptionen ersatz- und entschädigungslos. Der Aufsichtsrat überprüft regelmäßig die 

Ambitioniertheit dieser Erfolgsbedingung, um sie gegebenenfalls für zukünftige Tranchen 

anzupassen. 

Die Performanceperiode von insgesamt vier Jahren beginnt ein Jahr vor dem jeweiligen 

Gewährungsdatum der Aktienoptionen und läuft drei weitere Jahre ab dem 

Gewährungsdatum. 
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Auch die Aktienoptionen aus dem LTIP können nur während der von der Gesellschaft 

festgelegten Ausübungsfenster ausgeübt werden. In dem zweijährigen 

Ausübungszeitraum nach Ablauf der Sperrfrist gibt es zwei bis vier Ausübungsfenster pro 

Jahr. Der Ausübungspreis pro Aktienoption entspricht dem volumengewichteten Drei-

Monats-Durchschnittskurs der Aktien der Delivery Hero SE im XETRA-Handelssystem der 

Frankfurter Wertpapierbörse (oder jedem Nachfolgesystem) innerhalb der letzten drei 

Monate unmittelbar vor dem Gewährungsdatum, mindestens jedoch dem gesetzlichen 

Mindestausgabebetrag von € 1,00 gemäß § 9 Abs. (1) AktG. 

Der Börsenkurs, zu dem die Aktienoptionen ausgeübt werden können, ist nicht begrenzt, 

um eine Angleichung mit den Interessen der Aktionär*innen zu fördern. Da der Aktienkurs 

nicht begrenzt ist, entstehen der Gesellschaft durch den Aktienausgleich keine 

zusätzlichen Kosten oder Risiken. 

Zielerreichung im Geschäftsjahr 2021 

Im Geschäftsjahr 2021 hat der Ausübungszeitraum des SOP 2017 begonnen. Außerdem 

endeten die Sperrfrist der Tranche 2018 und der Performance-Zeitraum der Tranche 2019 

des LTIP 2018. Die folgende Abbildung veranschaulicht die ausstehenden Tranchen des 

SOP und des LTIP einschließlich der jeweiligen Performanceperiode, Sperrfrist und 

Ausübungsperiode: 

 

1 Die im Rahmen des SOP 2017 zugeteilten Aktienoptionen konnten zum Teil nach den 

ersten zwei Jahren der Sperrfrist ausgeübt werden. 

Für die Tranche 2018, deren Sperrfrist nach Ablauf des Geschäftsjahres 2021 endet, hat der 

Aufsichtsrat vor Beginn des Performance-Zeitraums eine durchschnittliche jährliche 
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Wachstumsrate des Umsatzes von mindestens 20 % über die Performanceperiode als 

Erfolgsziel festgelegt. Da das CAGR des Umsatzes über die Performanceperiode für die 

Geschäftsjahre 2017-2020 mindestens 20 % betrug, können die Aktienoptionen innerhalb 

des anschließenden zweijährigen Ausübungszeitraums ab dem Geschäftsjahr 2022 

vollständig ausgeübt werden. 

Für die Tranche 2019 endete der Leistungszeitraum mit dem Geschäftsjahr 2021. Die 

Sperrfrist wird nach Ablauf des Geschäftsjahres 2022 enden. Der Aufsichtsrat hat für die 

Tranche 2019 das gleiche Erfolgsziel wie für die Tranche 2018 festgelegt, d. h. ein CAGR 

des Umsatzes von mindestens 20 % über die Performanceperiode. Auch für die 

Geschäftsjahre 2018-2021 lag das CAGR des Umsatzes über die Performanceperiode bei 

mindestens 20 %. Daher können die Aktienoptionen aus der Tranche 2019 auch nach 

Ablauf der Sperrfrist zu Beginn des Ausübungszeitraums im Geschäftsjahr 2023 vollständig 

ausgeübt werden. 

Die folgende Tabelle zeigt das Umsatzwachstum und das CAGR für die Tranche 2019, deren 

Leistungszeitraum im Geschäftsjahr 2021 endete, sowie für die anderen zugeteilten 

Tranchen des LTIP: 

1Das Leistungsziel wird erreicht, wenn die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate 

(CAGR) des Umsatzes auf vergleichbarer Basis, wie es in den Trading Updates 

veröffentlicht wird, mindestens 20 % beträgt.  

c) Überblick über zugeteilte und ausgeübte Aktienoptionen 

Im Geschäftsjahr 2021 wurde die Tranche 2021 des LTIP an die Vorstandsmitglieder 

zugeteilt. Für Niklas Östberg wurden im Rahmen des LTIP (virtuelle) Aktienoptionen in 

Höhe von € 4,0 Mio. zugeteilt. Emmanuel Thomassin und Pieter-Jan Vandepitte wurden 

(virtuelle) Aktienoptionen im Wert von € 1,85 Mio. zugeteilt. Die im Jahr 2021 zugeteilten 

(virtuellen) Aktienoptionen können frühestens im Geschäftsjahr 2025 ausgeübt werden. 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden von Niklas Östberg keine zuvor im Zusammenhang mit der 

Vorstandstätigkeit zugeteilten Aktienoptionen ausgeübt. Emmanuel Thomassin hat im 

Geschäftsjahr 2021 insgesamt 120.000 Aktienoptionen ausgeübt, die einen inneren Wert 

(Differenz zwischen dem Aktienkurs am Tag der Ausübung und dem Ausübungspreis, 
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multipliziert mit der Anzahl der ausgeübten Aktienoptionen) von € 11,2 Mio. haben. Im 

Rahmen dieser Transaktion wurden 65.870 Aktien der ausgeübten Aktienoptionen 

verkauft, um die Kosten für die Ausübung der Aktienoptionen (sowie die Steuern) zu 

decken und 54.130 Aktien zu halten. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt die Anzahl der den Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 

2021 zugeteilten und ausgeübten Aktienoptionen sowie die ausstehenden 

Aktienoptionen einschließlich der wesentlichen Ausübungsbedingungen der Rechte:  

 

1 Die im Rahmen des SOP 2017 zugeteilten Aktienoptionen konnten teilweise nach den 

ersten zwei Jahren der Sperrfrist ausgeübt werden.  
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1 Das Erfolgsziel kann entweder erreicht (100 %) oder verfehlt (0 %) werden.  
2 Der innere Wert einer ausgeübten Option spiegelt den endgültigen Wert einer 

Aktienoption als Differenz zwischen dem Aktienkurs am Tag der Ausübung und dem 

Ausübungspreis, multipliziert mit der Anzahl der ausgeübten Aktienoptionen, wider. 

3. Leistungen bei Vertragsbeendigung 

Zahlungen im Todesfall 

Im Falle des Todes eines Vorstandsmitglieds vor Ende der Laufzeit des Dienstvertrages hat 

der jeweilige Ehepartner des verstorbenen Vorstandsmitglieds Anspruch auf die 

Gewährung der unverminderten Bezüge für den Sterbemonat und die folgenden sechs 

Monate, längstens jedoch bis zum Ende der ursprünglichen Laufzeit des Dienstvertrages.  

Zahlungen bei Vertragsbeendigung oder vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 

Endet das Dienstverhältnis mit einem Vorstandsmitglied aufgrund einer Abberufung, 

einer Amtsniederlegung oder durch beidseitigen Aufhebungsvertrag, so haben die 

Vorstandsmitglieder Anspruch auf eine Abfindungszahlung, die den Empfehlungen des 

DCGK entspricht. Dies gilt jedoch nicht im Falle der Kündigung des Dienstvertrags durch 

die Gesellschaft aus einem vom Vorstandsmitglied zu vertretenden wichtigen Grund 

gemäß § 626 BGB bzw. im Falle der Kündigung des Dienstvertrags durch das 

Vorstandsmitglied ohne einen von der Gesellschaft zu vertretenden wichtigen Grund 

gemäß § 626 BGB. Die Abfindung darf die Höhe zweier Jahresgesamtvergütungen nicht 
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überschreiten und maximal der Vergütung der restlichen Vertragslaufzeit entsprechen 

(Abfindungs-Cap). 

Im Falle eines Kontrollwechsels hat das Vorstandsmitglied das Recht, sein Amt mit einer 

Frist von drei Monaten niederzulegen. Zu diesem Zeitpunkt endet auch der Dienstvertrag. 

Die Vorstandsdienstverträge sehen jeweils ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot von 

zwei Jahren vor. Für die Dauer des Wettbewerbsverbots ist an das jeweilige 

Vorstandsmitglied eine Karenzentschädigung in Höhe von 50 % der zuletzt bezogenen 

vertragsmäßig bezogenen Bezüge zu zahlen. Während der Dauer des 

Wettbewerbsverbots bezogenes anderweitiges Arbeitseinkommen wird auf die 

Entschädigung angerechnet, soweit die Entschädigung unter Hinzurechnung der 

anderweitigen Einkünfte die zuletzt bezogenen vertragsmäßigen Bezüge übersteigen 

würde. 

Im Falle einer vorzeitigen Beendigung der Vorstandstätigkeit vor Ablauf des 

maßgeblichen Performance-Zeitraums einer laufenden SOP-Tranche verfallen die SOPs in 

den folgenden Fällen ersatz- und entschädigungslos: 

− Widerruf der Bestellung aus wichtigem Grund, 

− Widerruf der Bestellung ohne wichtigen Grund im ersten Jahr der ersten vertraglichen 

Zusage über vier Jahre, 

− Niederlegung des Amts durch das Vorstandsmitglied in den ersten zwei Jahren einer 

jeden vertraglichen Zusage oder 

− Beendigung der Vorstandstätigkeit als Bad Leaver. 

Andernfalls haben die Vorstandsmitglieder zum regulären Ende der Sperrfrist Anspruch 

auf den bereits unverfallbaren SOP. Eine Abweichung hiervon liegt vor, wenn ein 

Vorstandsmitglied im Zuge eines Kontrollwechsels ausscheidet oder aus dem Vorstand 

entfernt wird. In diesem Fall werden alle im Rahmen des LTIP zugeteilten SOPs 

unabhängig von den Sperrfristen oder Vesting-Bestimmungen unverfallbar und werden 

sofort zugeteilt. Nach Ablauf der Sperrfrist sind die Vorstandsmitglieder dann berechtigt, 

die SOPs auszuüben. 

Bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit, Unfall oder aus anderen 

Gründen, die das Vorstandsmitglied nicht verschuldet hat, erhält es seine ungekürzte 

Vergütung für sechs Monate weiter, längstens jedoch für die Dauer seines 

Beschäftigungsverhältnisses. Emmanuel Thomassin hat für weitere sechs Monate, 

längstens jedoch für bis zum Ende der ursprünglichen Laufzeit des Dienstvertrages, 

Anspruch auf eine Zahlung von 80 % seiner Vergütung. 
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4. Leistungen von Dritten 

Die Vorstandsmitglieder erhielten keine Leistungen von Dritten. 

F. VORSTANDSVERGÜTUNG IM GESCHÄFTSJAHR 2021 

1. Vergütung der Vorstandsmitglieder 

Im Hinblick auf die neuen regulatorischen Anforderungen nach § 162 Abs. 1 AktG ist die 

gewährte und geschuldete Vergütung für die Mitglieder des Vorstands individualisiert 

auszuweisen. Die nachfolgende Abbildung veranschaulicht die Offenlegung der den 

Vorstandsmitgliedern gewährten und geschuldeten Vergütungsbestandteile. Die 

erfolgsunabhängige Vergütung, d.h. das ausgezahlte Grundgehalt und die 

Aufwendungen für die Nebenleistungen im Geschäftsjahr 2021, ist in der Tabelle 

„Gesamtvergütung des Vorstands“ ausgewiesen. Für die erfolgsabhängige Vergütung sind 

die im Geschäftsjahr 2021 ausgeübten Aktienoptionen mit ihrem inneren Wert in der 

Tabelle ausgewiesen. 

 

1 Illustrative Darstellung 
2 Ab dem Geschäftsjahr 2022 
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Die folgenden Tabellen „Gesamtvergütung des Vorstands" zeigen für die Geschäftsjahre 

2021 und 2020 die gewährten und geschuldeten Vergütungen der einzelnen 

Vorstandsmitglieder:  

 

1 Pieter-Jan Vandepitte wurde am 3. Mai 2021 in den Vorstand berufen und der LTIP 

wurde am 15. Juni 2021 zugeteilt. Für die 43-tägige Differenz (Vergütungslücke) wurde 

eine Barabfindung von T€ 71 vereinbart. 

Die Gesamtvergütung des Vorstands umfasst alle Vergütungen des Geschäftsjahres, die 

auf die Vorstandstätigkeit entfallen. Darüber hinaus haben Vorstandsmitglieder 

Zahlungen aus ihrer Tätigkeit als C-Level bzw. aus ihrer Tätigkeit als Geschäftsführer der 

ehemaligen Delivery Hero GmbH vor dem Börsengang erhalten, die nicht auf die 

Vorstandstätigkeit der Delivery Hero SE entfallen. 

Die vollständige oder teilweise Kürzung der variablen Vergütung (Malus) und die 

Rückforderung bereits gezahlter variabler Vergütungsbestandteile (Clawback) fanden im 

Geschäftsjahr keine Anwendung. 

2. Vergütung ehemaliger Vorstandsmitglieder 

Die Delivery Hero SE hat keine ehemaligen Vorstandsmitglieder. Die Gesamtbezüge 

ehemaliger Vorstandsmitglieder und ihrer Hinterbliebenen sowie die 

Pensionsverpflichtungen gegenüber ehemaligen Vorstandsmitgliedern und ihren 

Hinterbliebenen belaufen sich daher auf € 0. 
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G. VERGÜTUNG DES AUFSICHTSRATS 

1. Änderungen in der Vergütung des Aufsichtsrats  

Die neue Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats, die von der Hauptversammlung mit 

einer Mehrheit von 99,79 % beschlossen wurde, wurde rückwirkend zum 1. Januar 2021 

in Kraft gesetzt. Die Änderungen in der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder sind im 

Folgenden dargestellt. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine feste Jahresvergütung in Höhe von € 25.000 

(Vorjahr: € 15.000). Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Festvergütung 

in Höhe von € 150.000 (Vorjahr: € 200.000), der stellvertretende Vorsitzende erhält eine 

Festvergütung in Höhe von € 50.000 (Vorjahr: € 20.000). 

Mit dem neuen Vergütungssystem für den Aufsichtsrat wird die zusätzliche 

Ausschussvergütung für den Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz in Ausschüssen und die 

Mitgliedschaft in Ausschüssen stärker nach der Arbeitsintensität und dem Zeitaufwand für 

die jeweilige Tätigkeit differenziert. Nach der neuen Vergütung erhält ein ordentliches 

Mitglied des Prüfungsausschusses / Vergütungsausschusses / Strategieausschusses eine 

zusätzliche feste Jahresvergütung in Höhe von € 20.000, zahlbar nach Ablauf des 

Geschäftsjahres. Das ordentliche Mitglied des Nominierungsausschusses erhält eine 

zusätzliche feste Jahresvergütung in Höhe von € 10.000. Der Vorsitzende des jeweiligen 

Ausschusses erhält eine zusätzliche feste Jahresvergütung in Höhe des Vierfachen der 

Vergütung des jeweiligen ordentlichen Ausschussmitglieds, der stellvertretende 

Vorsitzende des jeweiligen Ausschusses erhält eine zusätzliche feste Jahresvergütung in 

Höhe des Zweifachen der Vergütung des jeweiligen ordentlichen Ausschussmitglieds. 

Zusätzlich zu ihrer jährlichen Vergütung erstattet die Gesellschaft den 

Aufsichtsratsmitgliedern die ihnen bei der Ausübung ihres Aufsichtsratsmandats 

entstehenden angemessenen Auslagen sowie die auf ihre Vergütung und Auslagen zu 

entrichtende Umsatzsteuer. 

Die Aufsichtsratsmitglieder sind in eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung 

(D&O) für Organmitglieder im Interesse der Gesellschaft angemessen einbezogen, soweit 

eine solche besteht. Die Prämien für diese Versicherung werden von der Gesellschaft 

getragen. 
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2. Grundsätze der Vergütung des Aufsichtsrats 

Das System zur Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder richtet sich nach den gesetzlichen 

Vorgaben und berücksichtigt insbesondere die Empfehlungen und Anregungen des DCGK. 

Die Delivery Hero SE verfolgt in ihrem unternehmerischen Handeln stets eine 

Langfristperspektive. Im Zuge einer stetigen Weiterentwicklung soll Mehrwert geschaffen 

werden - für Aktionär*innen, für Mitarbeiter*innen, für Kund*innen sowie für das 

Unternehmen selbst. 

Der Aufsichtsrat berät und überwacht den Vorstand und ist eng in wichtige operative und 

strategische Themen der Unternehmensführung eingebunden. Für ein effektives Handeln 

des Aufsichtsrats ist auch die Aufsichtsratsvergütung maßgeblich. Eine angemessene und 

marktkonforme Aufsichtsratsvergütung fördert damit die Geschäftsstrategie und die 

langfristige Entwicklung der Delivery Hero SE. 

Das Vergütungssystem für den Aufsichtsrat der Delivery Hero SE und die konkrete 

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder sind in § 15 der Satzung festgesetzt. Zuständig ist 
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die Hauptversammlung, die gemäß § 113 Abs. 3 AktG mindestens alle vier Jahre Beschluss 

über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder fasst. Die Beschlussfassung durch den 

Aufsichtsrat zu Beschlussvorschlägen an die Hauptversammlung betreffend 

Aufsichtsratsvergütung wird nach der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat durch den 

Vergütungsausschuss vorbereitet. Eine wesentliche Änderung des in der Satzung 

festgelegten Vergütungssystems und der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder erfordert 

nach § 179 Abs. 2 Satz 2 AktG i. V. m. § 20 Abs. 2 der Satzung eine einfache 

Stimmenmehrheit. Nach § 113 Abs. 3 Satz 6 i. V. m. § 120a Abs. 3 AktG ist für den Fall, dass 

die Hauptversammlung das Vergütungssystem nicht billigt spätestens in der darauf 

folgenden ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft ein überprüftes 

Vergütungssystem zum Beschluss vorzulegen. 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder besteht ausschließlich aus einer Festvergütung 

und folgt damit der Anregung G.18 des DCGK sowie der Empfehlung der meisten 

Investor*innen und Stimmrechtsberater*innen und auch der überwiegenden Praxis der 

Unternehmen im DAX. Dieses Vorgehen entspricht der Funktion des Gremiums als 

unabhängiges Beratungs- und Kontrollorgan. Gleichzeitig incentiviert das 

Vergütungssystem die Aufsichtsratsmitglieder auch, sich aktiv für die Umsetzung der 

Geschäftsstrategie einzusetzen und diese zu überwachen. Gemäß der Empfehlung G.17 

des DCGK wird der erhöhte Zeitaufwand des Vorsitzenden, der gemäß der Empfehlung 

D.6 des DCGK besonders intensiv in die Beratungen über Strategie, Geschäftsentwicklung, 

Risikomanagement und Compliance eingebunden werden soll, sowie des 

stellvertretenden Vorsitzenden und der Ausschussmitglieder angemessen berücksichtigt. 

H. VERGÜTUNG DES AUFSICHTSRATS IM GESCHÄFTSJAHR 2021 

Die folgende Tabelle stellt die relativen Anteile sowie die Einzelwerte der 

Gesamtvergütung für den Aufsichtsrat für die Geschäftsjahre 2021 und 2020 dar. 

 
1 Arbeitnehmervertreter*in 
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Im Geschäftsjahr 2021 wurden insgesamt € 14.691 (Vorjahr: € 507) an Aufwendungen 

erstattet. Die erstatteten Aufwendungen im Geschäftsjahr beziehen sich auf nachträgliche 

Erstattungen für das Geschäftsjahr 2019.  

I. VERGLEICHENDE DARSTELLUNG DER VERÄNDERUNG DER VERGÜTUNG UND DER 
UNTERNEHMENSLEISTUNG 

Die folgende Tabelle zeigt die vergleichende Darstellung der Veränderung der gewährten 

und geschuldeten Vergütung der Vorstandsmitglieder, des Aufsichtsrats und der 

Mitarbeiter*innen der Delivery Hero SE sowie die Unternehmensentwicklung für die 

Geschäftsjahre 2021 und 2020. Aufgrund der Möglichkeit, die Aktienoptionen innerhalb 

eines zweijährigen Ausübungszeitraums auszuüben, können die berücksichtigten 

Auszahlungswerte des LTIP sehr volatil sein, da sie von Jahr zu Jahr schwanken können.  

 

1 Arbeitnehmervertreter*in 
2 Alle Vollzeitbeschäftigten wurden in die Analyse einbezogen, nur Werkstudent*innen 

und Praktikant*innen wurden ausgeschlossen. Die Gesamtvergütung umfasst die 

Grundvergütung und die LTIPs.  
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J. AUSBLICK AUF DAS GESCHÄFTSJAHR 2022 

Ab dem Geschäftsjahr 2022 wird das neue Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder 

angewendet.  

Im Vergleich zum bisherigen Vergütungssystem wird im neuen Vergütungssystem ein 

jährlicher Bonus (Short-Term Incentive bzw. STI) eingeführt, der ausschließlich auf der 

Erreichung von Zielen aus dem Bereich Umwelt, Soziales und Governance (ESG) basiert. 

Der Weg zur Erreichung der Unternehmensziele spielt für Delivery Hero eine wichtige 

Rolle und das unternehmerische Handeln soll nicht nur auf den finanziellen 

Unternehmenserfolg ausgerichtet sein. Vielmehr soll auch die Unternehmenskultur 

gefördert werden und die Delivery Hero SE soll ihrer Verantwortung als Teil der 

Gesellschaft gerecht werden. Aus diesem Grund spielen auch nichtfinanzielle ESG-

Faktoren eine wesentliche Rolle bei der Vergütung des Vorstandes. 

Der STI ist als Zielbonus mit einem einjährigen Bemessungszeitraum, der dem 

Geschäftsjahr der Gesellschaft entspricht, ausgestaltet und wird auf der Grundlage einer 

Gesamtzielerreichung von zuvor definierten und quantifizierbaren ESG-Zielen berechnet, 

die vom Aufsichtsrat bewertet werden. Der als ESG-Bonus ausgezahlte Betrag ist auf 150 

% des Zielbetrags begrenzt. Es gibt keine garantierte Mindestzielerreichung. Daher ist ein 

vollständiger Verlust des STI möglich. 

 

Eine weitere neue Vertragskomponente stellen die Malus- und Clawback-Regelungen dar. 

Im Falle eines schwerwiegenden und vorsätzlichen Pflicht- oder Compliance-Verstoßes 

eines Vorstandsmitglieds kann die Gesellschaft die variable Vergütung aus STI und LTIP 

ganz oder teilweise streichen bzw. einbehalten („Malus“) und bereits gewährte variable 

Vergütungsbestandteile aus STI und LTIP ganz oder teilweise zurückfordern („Clawback“). 

Umfasst von dieser Rückforderungs- bzw. Reduzierungsmöglichkeit sind alle variablen 

Vergütungsbestandteile der Vorstandsvergütung, also sowohl Bezüge unter dem STI als 

auch aus dem LTIP für das jeweilige Geschäftsjahr, in dem der Pflicht- oder Compliance-

Verstoß erfolgt ist. 
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Gemäß § 87a AktG hat der Aufsichtsrat im Rahmen des neuen Vergütungssystems eine 

Maximalvergütung festgelegt, welche den tatsächlich zufließenden Gesamtbetrag der für 

ein bestimmtes Geschäftsjahr zugeteilten Vergütung (bestehend aus erfolgsunabhängiger 

Grundvergütung, Nebenleistungen sowie den Auszahlungen aus dem STI und LTIP) 

begrenzt. Für den Vorstandsvorsitzenden beläuft sich die Maximalvergütung auf € 12 Mio. 

und für die ordentlichen Vorstandsmitglieder auf € 9 Mio. Übersteigt die Summe der 

Zahlungen aus den in einem Geschäftsjahr zugeteilten Vergütungen diese 

Maximalvergütung, so wird der zuletzt zur Auszahlung kommende Vergütungsbestandteil 

(in der Regel der LTIP) entsprechend gekürzt. Der Aufsichtsrat wird entsprechend den 

gesetzlichen Vorgaben die Maximalvergütung auf alle Dienstverträge mit 

Vorstandsmitgliedern der Delivery Hero SE anwenden, die nach Ablauf von zwei Monaten 

nach der erstmaligen Billigung des Vergütungssystems durch die Hauptversammlung 2021 

neu abgeschlossen, geändert oder verlängert werden. Die Einhaltung der 

Maximalvergütung gemäß § 87a AktG kann erst nach Ablauf der Sperrfrist bzw. während 

des sich daran anschließenden Ausübungszeitraums der in dem Jahr, in dem die 

Maximalvergütung wirksam wird, gewährten LTIP-Tranche bekannt gegeben werden. 

 

Berlin, April 27, 2022 

Delivery Hero SE 

 

Für den Aufsichtsrat 

 

Dr. Martin Enderle 

(Vorsitzender des Aufsichtsrats) 
 
 

Der Vorstand 

 

Niklas Östberg       Emmanuel Thomassin 

Pieter-Jan Vandepitte 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Delivery Hero SE, Berlin 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Delivery Hero SE, Berlin, – bestehend aus der Bilanz 

zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 

der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den 

Bericht über die Lage der Gesellschaft und des Konzerns (im Folgenden 

„zusammengefasster Lagebericht“) inklusive des in der Anlage zum zusammengefassten 

Lagebericht enthaltenen Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, 

auf den im Lagebericht Bezug genommen wird, der Delivery Hero SE für das Geschäftsjahr 

vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

Die im Abschnitt „Sonstige Informationen“ unseres Bestätigungsvermerks genannten 

Bestandteile des zusammengefassten Lageberichts haben wir in Einklang mit den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 

vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 

Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 und 

– vermittelt der beigefügte zusammengefasste Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 

Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser 

zusammengefasste Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend dar. Unser Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht 

erstreckt sich nicht auf den Inhalt der im Abschnitt „Sonstige Informationen“ 

genannten Bestandteile des zusammengefassten Lageberichts. 
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Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 

zusammengefassten Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-Abschlussprüferverordnung 

(Nr. 537/2014; im Folgenden „EU-APrVO“) unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts“ unseres 

Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 

unabhängig in Übereinstimmung mit den europarechtlichen sowie den deutschen 

handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 

deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Darüber 

hinaus erklären wir gemäß Art. 10 Abs. 2 Buchst. f) EU-APrVO, dass wir keine verbotenen 

Nichtprüfungsleistungen nach Art. 5 Abs. 1 EU-APrVO erbracht haben. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet 

sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 

zusammengefassten Lagebericht zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte in der Prüfung des Jahresabschlusses  

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem 

pflichtgemäßen Ermessen am bedeutsamsten in unserer Prüfung des Jahresabschlusses 

für das Geschäftsjahr 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 waren. Diese Sachverhalte 

wurden im Zusammenhang mit unserer Prüfung des Jahresabschlusses als Ganzem und 

bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berücksichtigt; wir geben kein gesondertes 

Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

Die Werthaltigkeit der Anteile und Ausleihungen an verbundene Unternehmen 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf den 

Anhang Abschnitt B Ziffer 2. Angaben zur Höhe der vorgenommenen außerplanmäßigen 

Abschreibungen finden sich im Anhang im Abschnitt C. 
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DAS RISIKO FÜR DEN ABSCHLUSS 

Im Jahresabschluss der Delivery Hero SE zum 31. Dezember 2021 werden unter den 

Finanzanlagen Anteile an verbundenen Unternehmen in Höhe von EUR 6.407,5 Mio und 

Ausleihungen an verbundene Unternehmen in Höhe von EUR 1.030,5 Mio ausgewiesen. 

Deren Anteil an der Bilanzsumme beläuft sich auf insgesamt 61,9 % und hat somit einen 

wesentlichen Einfluss auf die Vermögenslage der Gesellschaft. 

Die Anteile und Ausleihungen an verbundenen Unternehmen werden zu 

Anschaffungskosten oder zum Nennwert bzw. bei voraussichtlich dauernder 

Wertminderung zum niedrigeren beizulegenden Wert bilanziert. Den beizulegenden 

Wert ermittelt die Gesellschaft für Anteile an verbundenen Unternehmen mithilfe des 

Discounted-Cashflow-Verfahrens. Für Ausleihungen wird in Abhängigkeit von der 

verbleibenden Laufzeit ebenfalls analog auf das Discounted-Cashflow-Verfahren 

zurückgegriffen. Ist der beizulegende Wert niedriger als der Buchwert, so wird anhand 

qualitativer und quantitativer Kriterien untersucht, ob die Wertminderung voraussichtlich 

dauernd ist. 

Die Berechnung des beizulegenden Werts nach dem Discounted-Cashflow-Verfahren ist 

komplex und hinsichtlich der getroffenen Annahmen in hohem Maße von Einschätzungen 

und Beurteilungen der Gesellschaft abhängig. Dies gilt insbesondere für die Schätzung der 

im Rahmen der Bewertung verwendeten künftigen Zahlungsströme, die geschätzten 

Zahlungsmittelüberschüsse im nachhaltigen Zustand, die Ermittlung der 

Kapitalisierungszinssätze einschließlich der Risikozuschläge für Unsicherheiten in der 

Planung.  

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2021 außerplanmäßige Abschreibungen auf Anteile 

und Ausleihungen an verbundene Unternehmen in Höhe von EUR 1.870,8 Mio 

vorgenommen.  

Es besteht das Risiko für den Abschluss, dass die Anteile und Ausleihungen an verbundene 

Unternehmen nicht werthaltig sind. 

UNSERE VORGEHENSWEISE IN DER PRÜFUNG 

Wir haben die vom Vorstand erstellte und vom Aufsichtsrat genehmigte Planung, die der 

Werthaltigkeitsprüfung der Anteile und Ausleihungen an verbundene Unternehmen 

zugrunde liegt, analysiert. Unter Einbeziehung unserer Bewertungsspezialisten haben wir 

auf Basis externer Marktdaten und Analysteneinschätzungen eigene Erwartungswerte für 

die beizulegenden Werte der Anteile und Ausleihungen an verbundene Unternehmen der 

Delivery Hero SE ermittelt und diese den Bewertungsergebnissen der Gesellschaft 

gegenübergestellt. Weiterhin haben wir die Angemessenheit der Berechnungsmethode 
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der Gesellschaft unter Einbeziehung unserer Bewertungsspezialisten beurteilt. Zur 

Sicherstellung der rechnerischen Richtigkeit der verwendeten Bewertungsmethode haben 

wir die Berechnungen der Gesellschaft auf Basis risikoorientiert ausgewählter Elemente 

nachvollzogen.  

Wir haben die bisherige Prognosegüte der Gesellschaft gewürdigt, indem wir Planungen 

früherer Geschäftsjahre mit den tatsächlich realisierten Ergebnissen verglichen und 

Abweichungen analysiert haben.  

Da sich Änderungen des Abzinsungssatzes in wesentlichem Umfang auf die Ergebnisse 

der Werthaltigkeitsprüfung auswirken können, haben wir die dem Abzinsungssatz 

zugrunde liegenden Bestandteile, insb. den risikofreien Zinssatz, die 

unternehmensspezifische Risikoprämie und den Betafaktor, unter Einbezug unserer 

Bewertungsspezialisten, mit eigenen Annahmen und öffentlich verfügbaren Daten 

verglichen. 

Aufgrund des in den letzten Monaten erfolgten Rückgangs der Marktkapitalisierung der 

Delivery Hero SE haben wir unsere Analyse der Planungen wesentlicher 

Tochterunternehmen ausgedehnt und die in der Planung verwendeten Wachstumsraten 

für die Entwicklung des Geschäftsvolumens mit externen Marktdaten und 

Analysteneinschätzungen verglichen.  

UNSERE SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Das der Werthaltigkeitsprüfung der Anteile und Ausleihungen an verbundene 

Unternehmen zugrunde liegende Vorgehen ist sachgerecht und steht im Einklang mit den 

Bewertungsgrundsätzen. Die Annahmen und Daten der Gesellschaft sind insgesamt 

vertretbar. 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen 

verantwortlich. Die sonstigen Informationen umfassen die folgenden nicht inhaltlich 

geprüften Bestandteile des zusammengefassten Lageberichts: 

– den gesonderten, zusammengefassten nichtfinanziellen Bericht der Gesellschaft und 

des Konzerns („Nichtfinanzieller Konzernbericht“), auf den im zusammengefassten 

Lagebericht verwiesen wird, und 

– die zusammengefasste Erklärung zur Unternehmensführung der Gesellschaft und des 

Konzerns, auf die im zusammengefassten Lagebericht Bezug genommen wird.  
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Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht 

erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir 

weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form von Prüfungsschlussfolgerung 

hierzu ab. 

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen 

Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen 

– wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich geprüften 

Angaben im zusammengefassten Lagebericht oder unseren bei der Prüfung erlangten 

Kenntnissen aufweisen oder 

– anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den 

Jahresabschluss und den zusammengefassten Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, 

der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 

internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 

ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 

Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in 

Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 

entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des 

zusammengefassten Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 
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Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 

Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines zusammengefassten Lageberichts in 

Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 

ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im 

zusammengefassten Lagebericht erbringen zu können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 

der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts. 

Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind des Weiteren verantwortlich für die 

Aufstellung des in der Anlage zum zusammengefassten Lagebericht enthaltenen 

Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, auf die im 

zusammengefassten Lagebericht verwiesen wird, der den Anforderungen des § 162 AktG 

entspricht. Ferner sind sie verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig 

erachten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen 

Angaben, zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

zusammengefassten Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der 

Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder 

unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob der zusammengefasste Lagebericht 

insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 

wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 

entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 

Jahresabschluss und zum zusammengefassten Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 

eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und der EU-APrVO unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche 

Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 

Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 

vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
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Grundlage dieses Jahresabschlusses und zusammengefassten Lageberichts getroffenen 

wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 

Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im 

zusammengefassten Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 

auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 

wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als 

bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 

beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des zusammengefassten 

Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 

planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 

Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen 

Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen 

Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob 

eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten 

besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 

wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die 

dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im zusammengefassten Lagebericht 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 

Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 

Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 

Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 

der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft vermittelt. 

– beurteilen wir den Einklang des zusammengefassten Lageberichts mit dem 

Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der 

Lage des Unternehmens. 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 

zukunftsorientierten Angaben im zusammengefassten Lagebericht durch. Auf Basis 

ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die 

den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 

bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der 

zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur-

teil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen 

geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 

Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 

Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 

wir während unserer Prüfung feststellen. 

Wir geben gegenüber den für die Überwachung Verantwortlichen eine Erklärung ab, dass 

wir die relevanten Unabhängigkeitsanforderungen eingehalten haben, und erörtern mit 

ihnen alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte, von denen vernünftigerweise 

angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit auswirken, und die 

hierzu getroffenen Schutzmaßnahmen. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, die wir mit den für die Überwachung 

Verantwortlichen erörtert haben, diejenigen Sachverhalte, die in der Prüfung des 

Jahresabschlusses für den aktuellen Berichtszeitraum am bedeutsamsten waren und daher 

die besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte 

im Bestätigungsvermerk, es sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen 

die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus. 
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Sonstiger Sachverhalt – Formelle Prüfung des Vergütungsberichts 

Die in diesem Bestätigungsvermerk beschriebene Prüfung des zusammengefassten 

Lageberichts umfasst die von § 162 Abs. 3 AktG geforderte formelle Prüfung des 

Vergütungsberichts, einschließlich der Erteilung eines Vermerks über diese Prüfung. Da 

wir ein uneingeschränktes Prüfungsurteil zum zusammengefassten Lagebericht abgeben, 

schließt dieses Prüfungsurteil ein, dass die Angaben nach § 162 Abs. 1 und 2 AktG in allen 

wesentlichen Belangen im Vergütungsbericht gemacht worden sind. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Vermerk über die Prüfung der für Zwecke der Offenlegung erstellten elektronischen 

Wiedergabe des Jahresabschlusses und des Lageberichts nach § 317 Abs. 3a HGB 

Wir haben gemäß § 317 Abs. 3a HGB eine Prüfung mit hinreichender Sicherheit 

durchgeführt, ob die in der bereitgestellten Datei 

„DeliveryHero_Jahresabschluss2021_27042022_GER_ 

KPMG.xhtml“ (SHA256-Hashwert: 236343c393acdff7abbab68637881c6f05f84496de5c07e1 

ca8263550950acb7), enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben 

des Jahresabschlusses und des zusammengefassten Lageberichts (im Folgenden auch als 

„ESEF-Unterlagen“ bezeichnet) den Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische 

Berichtsformat („ESEF-Format“) in allen wesentlichen Belangen entsprechen. In Einklang 

mit den deutschen gesetzlichen Vorschriften erstreckt sich diese Prüfung nur auf die 

Überführung der Informationen des Jahresabschlusses und des zusammengefassten 

Lageberichts in das ESEF-Format und daher weder auf die in diesen Wiedergaben 

enthaltenen noch auf andere in der oben genannten Datei enthaltene Informationen. 

Nach unserer Beurteilung entsprechen die in der oben genannten bereitgestellten Datei 

enthaltenen und für Zwecke der Offenlegung erstellten Wiedergaben des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts in allen wesentlichen Belangen den Vorgaben des 

§ 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat. Über dieses Prüfungsurteil sowie 

unsere im voranstehenden „Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 

zusammengefassten Lageberichts“ enthaltenen Prüfungsurteile zum beigefügten 

Jahresabschluss und zum beigefügten Lagebricht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 

zum 31. Dezember 2021 hinaus geben wir keinerlei Prüfungsurteil zu den in diesen 

Wiedergaben enthaltenen Informationen sowie zu den anderen in der oben genannten 

Datei enthaltenen Informationen ab. 

Wir haben unsere Prüfung der in der oben genannten bereitgestellten Datei enthaltenen 

Wiedergaben des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
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Abs. 3a HGB unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung der für Zwecke der 

Offenlegung erstellten elektronischen wiedergaben von Abschlüssen und Lageberichten 

nach § 317 Abs. 3a HGB (IDW PS 410 (10.2021) und des International Standard on 

Assurance Engagements 3000 (Revised) durchgeführt. Unsere Verantwortung danach ist 

nachstehend weitergehend beschrieben. Unsere Wirtschaftsprüferpraxis hat die 

Anforderungen an das Qualitätssicherungssystem des IDW Qualitätssicherungsstandards: 

Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW QS 1) 

angewendet. 

Die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft sind verantwortlich für die Erstellung der ESEF-

Unterlagen mit den elektronischen Wiedergaben des Jahresabschlusses und des 

Lageberichts nach Maßgabe des § 328 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 HGB. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Erstellung der ESEF-Unterlagen zu 

ermöglichen, die frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – 

Verstößen gegen die Vorgaben des § 328 Abs. 1 HGB an das elektronische Berichtsformat 

sind. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Prozesses der Erstellung der 

ESEF-Unterlagen als Teil des Rechnungslegungsprozesses. 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die ESEF-

Unterlagen frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – Verstößen gen 

die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB sind. Während der Prüfung üben wie 

pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter – Verstöße gegen die Anforderungen des § 328 Abs. 1 HGB, planen 

und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen 

Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser 

Prüfungsurteil zu dienen. 

– gewinnen wir ein Verständnis von den für die Prüfung der ESEF-Unterlagen relevanten 

internen Kontrollen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 

Wirksamkeit dieser Kontrollen abzugeben. 

– beurteilen wir die technische Gültigkeit der ESEF-Unterlagen, d. h. ob die die ESEF-

Unterlagen enthaltende bereitgestellte Datei die Vergaben der Delegierten 
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Verordnungen (EU) 2019/815 in der zum Abschlussstichtag geltenden Fassungen an die 

technische Spezifikation für diese Datei erfüllt. 

– beurteilen wir, ob die ESEF-Unterlagen eine inhaltsgleiche XHTML-Wiedergabe des 

geprüften Jahresabschlusses und des geprüften Lageberichts ermöglichen. 

Übrige Angaben gemäß Art. 10 EU-APrVO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 als Abschlussprüfer gewählt. 

Wir wurden am 10. Februar 2022 vom Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen 

seit dem Geschäftsjahr 2017 als Abschlussprüfer der Delivery Hero SE tätig. 

Wir erklären, dass die in diesem Bestätigungsvermerk enthaltenen Prüfungsurteile mit 

dem zusätzlichen Bericht an den Prüfungsausschuss nach Art. 11 EU-APrVO 

(Prüfungsbericht) in Einklang stehen. 

Sonstiger Sachverhalt – Verwendung des Bestätigungsvermerks 

Unser Bestätigungsvermerk ist stets im Zusammenhang mit dem geprüften 

Jahresabschluss und dem geprüften Lagebericht sowie den geprüften ESEF-Unterlagen zu 

lesen. Der in das ESEF-Format überführte Jahresabschluss und Lagebericht – auch die im 

Bundesanzeiger bekanntzumachenden Fassungen – sind lediglich elektronische 

Wiedergaben des geprüften Jahresabschlusses und des geprüften Lageberichts und treten 

nicht an deren Stelle. Insbesondere ist der ESEF-Vermerk und unser darin enthaltenes Prü-

fungsurteil nur in Verbindung mit den in elektronischer Form bereitgestellten geprüften 

ESEF-Unterlagen verwendbar. 

Verantwortlicher Wirtschaftsprüfer 

Der für die Prüfung verantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Björn Knorr. 

 

Berlin, den 27. April 2022 

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

gez. Rohrbach   gez. Knorr 

Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer 
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7. Beschlussfassung über die Neufassung des Genehmigten Kapitals IV in § 4 Abs. 

5 der Satzung mit Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in § 4 Abs. 5 der 

Satzung und die entsprechende Satzungsänderung 

Die Gesellschaft hat noch vor ihrer Umwandlung in eine SE zu Zeiten der Delivery Hero 

GmbH an gegenwärtige und ehemalige Arbeitnehmer und Geschäftsführer der Delivery 

Hero GmbH und ihrer verbundenen Unternehmen, Mitglieder des Beirats der Delivery 

Hero GmbH und sonstige Begünstigte, die für die Delivery Hero GmbH oder ihre 

verbundenen Unternehmen tätig sind oder waren, im Zeitraum vom 12. April 2017 bis 

einschließlich 12. Mai 2017 in Ersetzung des bisher bei der Gesellschaft bestehenden 

virtuellen Beteiligungsprogramms Erwerbsrechte (Optionsrechte) mit Wirkung ab dem 21. 

April 2017 gewährt bzw. zugesagt. Zur Unterlegung dieser Erwerbsrechte hat die Delivery 

Hero GmbH damals ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital / IV) geschaffen. 

Die Optionsrechte sind durch den Formwechsel der Delivery Hero GmbH in die Rechtsform 

der Aktiengesellschaft (und anschließend SE) unberührt geblieben und bestehen auf die 

Gewährung von Aktien der Gesellschaft fort. Zur Unterlegung der Optionsrechte auch in 

der Rechtsform der Aktiengesellschaft haben die Gesellschafter der Delivery Hero GmbH 

beschlossen, in Fortführung des bei der Delivery Hero GmbH bereits geschaffenen 

Genehmigten Kapitals / IV auch für die Rechtsform der Aktiengesellschaft die Schaffung 

des entsprechenden Genehmigten Kapitals / IV zu beschließen. Danach wurde der 

Vorstand ursprünglich ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

17. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis 

zu EUR 36.394,00 durch Ausgabe von bis zu 36.394 auf den Namen lautende Stückaktien 

gegen Bareinlage zu erhöhen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wurde hierbei bereits 

ausgeschlossen. 

Nach Umwandlung der GmbH in eine Aktiengesellschaft hat die außerordentliche 

Hauptversammlung der Delivery Hero AG vom 9. Juni 2017 beschlossen, das Genehmigte 

Kapital / IV zu ändern und neuzufassen. Der Vorstand wurde ermächtigt, das Grundkapital 

der Gesellschaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig 

oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 10.918.200,00 (in Worten: zehn Millionen 

neunhundertachtzehntausendzweihundert Euro) durch Ausgabe von bis zu 10.918.200 auf 

den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wurde dabei ausgeschlossen. Zum Zeitpunkt der Einberufung dieser 

Hauptversammlung besteht das Genehmigte Kapital / IV noch in Höhe von EUR 

3.230.801,00. 
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Das durch die außerordentliche Hauptversammlung vom 9. Juni 2017 neugefasste 

Genehmigte Kapital / IV diente bisher ebenfalls der Erfüllung von Erwerbsrechten, die von 

der Gesellschaft in Ersetzung des bisher bei der Gesellschaft bestehenden virtuellen 

Beteiligungsprogramms an gegenwärtige oder frühere Arbeitnehmer und Geschäftsführer 

der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen, Mitglieder des Beirats der 

Gesellschaft und sonstige Begünstigte, die für die Gesellschaft und ihre verbundenen 

Unternehmen tätig sind oder waren, mit Wirkung ab dem 21. April 2017 gewährt oder 

zugesagt worden sind; Aktien aus dem Genehmigten Kapital / IV durften nur zu diesem 

Zweck ausgegeben werden. 

Im Rahmen des Optionsprogramms erhielten die Begünstigten Aktienoptionsrechte, die 

einen vom Gewährungszeitpunkt abhängigen individuellen Ausübungspreis aufweisen. 

Der Erdienungszeitraum (Vesting-Periode) beträgt insgesamt vier Jahre für die gewährten 

Aktienoptionsrechte. Bereits nach Ablauf der ersten beiden Jahre der Vesting-Periode 

(„Cliff“) können Teile der Aktienoptionsrechte ausgeübt werden. Die Ausübung ist nur 

möglich, wenn der Aktienkurs zum Ausübungszeitpunkt über dem Ausübungspreis liegt. 

Anstelle der Ausgabe von neuen Aktien im Falle der Ausübung von Optionsrechten behält 

sich das Unternehmen vor, eine Barauszahlung an den Begünstigten vorzunehmen, wobei 

die Gesellschaft grundsätzlich von einer Auszahlung in Aktienanteilen ausgeht. Die 

Ausübung der Optionsrechte ist nur während der vom Unternehmen festgelegten 

Ausübungsperioden möglich. Im ersten Jahr nach dem Börsengang (IPO) der Gesellschaft 

war keine Ausübung zulässig. 

Derzeit sind noch ca. 350.000 Optionen, die zum Bezug von Aktien der Delivery Hero SE 

berechtigen, ausstehend. Bei den Optionsinhabern der entsprechenden Optionen handelt 

es sich ausschließlich um gegenwärtige (bzw. zum damaligen Zeitpunkt der 

Optionsausgabe gegenwärtige) Arbeitnehmer von Delivery Hero SE bzw. um 

Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführungen von verbundenen Unternehmen 

der Delivery Hero SE. 

Damit bei Ausübung dieser Optionen auch weiterhin die notwendige Anzahl von Aktien 

zur Verfügung steht, soll das am 8. Juni 2022 auslaufende Genehmigte Kapital / IV gemäß 

§ 4 Abs. 5 der Satzung erneuert werden. Der Umfang des neu zu schaffenden Genehmigten 

Kapitals / IV soll dabei jedoch auf das geringste mögliche Volumen reduziert werden und 

künftig nur noch EUR 350.000,00 betragen.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
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a) Schaffung eines Genehmigten Kapitals / IV  

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 15. 

Juni 2027 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 

EUR 350.000,00 (in Worten: dreihundertfünfzigtausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 

350.000 auf den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital / IV).  

Das Bezugsrecht der Aktionäre wird ausgeschlossen. 

Das Genehmigte Kapital / IV darf ausschließlich für folgenden Zweck verwendet werden:  

- Das Genehmigte Kapital / IV dient der Erfüllung von Erwerbsrechten 

(Optionsrechten), die von der Gesellschaft in Ersetzung des bisher bei der 

Gesellschaft bestehenden virtuellen Beteiligungsprogramms an gegenwärtige 

(bzw. zum damaligen Zeitpunkt der Optionsausgabe gegenwärtige) Arbeitnehmer 

und Mitglieder der Geschäftsführungen der Gesellschaft und ihrer verbundenen 

Unternehmen mit Wirkung ab dem 21. April 2017 gewährt oder zugesagt worden 

sind; Aktien aus dem Genehmigten Kapital / IV dürfen nur zu diesem Zweck 

ausgegeben werden. Insgesamt bis zu 350.000 neue Aktien dürfen zur Erfüllung 

der Optionsrechte von Mitgliedern der Geschäftsführungen von mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen, von Arbeitnehmern der Gesellschaft, von 

Arbeitnehmern von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ausgegeben 

werden. 

- Die Ausgabebeträge für die neuen Aktien bestimmen sich für die 

Optionsberechtigten der verschiedenen Gruppen wie folgt:  

 

Mitglieder der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen / managing directors of affiliated companies of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 100.000 16,67 

 

Arbeitnehmer der Gesellschaft / employees of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 2.000 5,83 

Bis zu weiteren / Up to further 7.000 15,00 

Bis zu weiteren / Up to further 96.000 16,67 
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Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen / employees of 

affiliated companies of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 70.000 16,67 

Bis zu weiteren / Up to further 75.000 17,67 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der 

durchgeführten Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital / IV oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist im Hinblick auf das Grundkapital und das Genehmigte Kapital / IV zu 

ändern. 

b) Satzungsänderung in § 4 Abs. 5 der Satzung  

§ 4 Abs. 5 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis 

zum 15. Juni 2027 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 

um insgesamt bis zu EUR 350.000,00 (in Worten: dreihundertfünfzigtausend 

Euro) durch Ausgabe von bis zu 350.000 auf den Namen lautende Stückaktien 

gegen Bareinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital / IV).  

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. 

Das Genehmigte Kapital / IV darf ausschließlich für folgenden Zweck 

verwendet werden: Das Genehmigte Kapital / IV dient der Erfüllung von 

Erwerbsrechten (Optionsrechten), die von der Gesellschaft in Ersetzung des 

bisher bei der Gesellschaft bestehenden virtuellen Beteiligungsprogramms an 

gegenwärtige (bzw. zum damaligen Zeitpunkt der Optionsausgabe 

gegenwärtige) Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführungen der 
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Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen mit Wirkung ab dem 21. 

April 2017 gewährt oder zugesagt worden sind; Aktien aus dem Genehmigten 

Kapital / IV dürfen nur zu diesem Zweck ausgegeben werden. Insgesamt bis 

zu 350.000 neue Aktien dürfen zur Erfüllung der Optionsrechte von 

Mitgliedern der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen, von Arbeitnehmern der Gesellschaft, von  Arbeitnehmern von 

mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ausgegeben werden. 

- Die Ausgabebeträge für die neuen Aktien bestimmen sich für die 

Optionsberechtigten der verschiedenen Gruppen wie folgt: 

 

Mitglieder der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen / managing directors of affiliated companies of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 100.000 16,67 

 

Arbeitnehmer der Gesellschaft / employees of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 2.000 5,83 

Bis zu weiteren / Up to further 7.000 15,00 

Bis zu weiteren / Up to further 96.000 16,67 

 

Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen / employees of 

affiliated companies of the Company 

Neue Aktien / New Shares Ausgabebetrag / Issue Price (EUR) 

Bis zu / Up to 70.000 16,67 

Bis zu weiteren / Up to further 75.000 17,67 

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von 

§ 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit 

gesetzlich zulässig, insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des 

ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im 

Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss 
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der Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht 

gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

Umfang der durchgeführten Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 

/ IV oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist im Hinblick auf das Grundkapital 

und das Genehmigte Kapital / IV zu ändern.“ 

Bericht des Vorstands zu dem unter Tagesordnungspunkt 7 genannten Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

Unter Tagesordnungspunkt 7 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, das am 8. Juni 2022 

auslaufende Genehmigte Kapital / IV unter geringfügigen Änderungen neu zu schaffen.  

Der Vorstand erstattet hiermit den folgenden Bericht gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 

Abs. 4 S. 2 AktG: 

Vorstand und Aufsichtsrat erachten es für sinnvoll, im Rahmen eines neugefassten 

Genehmigten Kapitals / IV eine Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien der Delivery Hero 

SE im Umfang von EUR 350.000,00 an Arbeitnehmer, Mitglieder der Geschäftsführungen 

und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts zu schaffen. 

Das unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagene Genehmigte Kapital / IV soll unter 

Ausschluss des Bezugsrechts eingesetzt werden können, um Aktien zur Bedienung von 

noch ausstehenden Erwerbsrechten auf Aktien der Delivery Hero SE bedienen zu können.  

Es ist national und international üblich, den Mitarbeitern einer Unternehmensgruppe 

Leistungsanreize zu bieten, die sie dauerhaft näher an das Unternehmen binden. 

Dementsprechend soll die Gesellschaft die Möglichkeit erhalten, Arbeitnehmern der 

Gesellschaft oder von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen eine 

entsprechende Vergütungskomponente zum Erwerb von Aktien zu erfüllen. Auf diese 

Weise soll die Attraktivität der Gesellschaft im Wettbewerb um qualifizierte Arbeitnehmer 

erhalten bleiben. In dem Fall der Bedienung der noch ausstehenden Erwerbsrechte soll 

der Umfang einer Kapitalerhöhung aus dem Genehmigtem Kapital / IV unter Ausschluss 

des Bezugsrechts zur Bedienung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen auf EUR 

350.000,00 beschränkt bleiben, was einem Anteil von lediglich rund 0,14 % des derzeitigen 

Grundkapitals der Gesellschaft entspricht. Dies erachten Vorstand und Aufsichtsrat für 

angemessen. 
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Die entsprechenden Ausgabebeträge der neu auszugebenden Aktien zur Bedienung der 

Optionen resultieren aus dem folgenden Umstand: 

Die Gesellschaft hat noch vor ihrer Umwandlung in eine SE zu Zeiten der Delivery Hero 

GmbH an gegenwärtige und ehemalige Arbeitnehmer und Geschäftsführer der Delivery 

Hero GmbH und ihrer verbundenen Unternehmen, Mitglieder des Beirats der Delivery 

Hero GmbH und sonstige Begünstigte, die für die Delivery Hero GmbH oder ihre 

verbundenen Unternehmen tätig sind oder waren, im Zeitraum vom 12. April 2017 bis 

einschließlich 12. Mai 2017 in Ersetzung des bisher bei der Gesellschaft bestehenden 

virtuellen Beteiligungsprogramms Erwerbsrechte (Optionsrechte) mit Wirkung ab dem 21. 

April 2017 gewährt bzw. zugesagt. Zur Unterlegung dieser Erwerbsrechte hatte die 

Delivery Hero GmbH damals ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital / IV) 

geschaffen. 

Die Optionsrechte sind durch den Formwechsel der Delivery Hero GmbH in die Rechtsform 

der Aktiengesellschaft (und anschließend SE) unberührt geblieben und bestehen auf die 

Gewährung von Aktien der Gesellschaft fort. Zur Unterlegung der Optionsrechte auch in 

der Rechtsform der Aktiengesellschaft haben die Gesellschafter der Delivery Hero GmbH 

beschlossen, in Fortführung des bei der Delivery Hero GmbH bereits geschaffenen 

Genehmigten Kapitals / IV auch für die Rechtsform der Aktiengesellschaft die Schaffung 

des entsprechenden Genehmigten Kapitals / IV zu beschließen. Danach wurde der 

Vorstand ursprünglich ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

17. Mai 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis 

zu EUR 36.394,00 durch Ausgabe von bis zu 36.394 auf den Namen lautende Stückaktien 

gegen Bareinlage zu erhöhen. Das Bezugsrecht der Aktionäre wurde hierbei bereits 

ausgeschlossen. 

Nach Umwandlung der GmbH in eine Aktiengesellschaft hat die außerordentliche 

Hauptversammlung der Delivery Hero AG vom 9. Juni 2017 beschlossen, das Genehmigte 

Kapital / IV zu ändern und neuzufassen. Der Vorstand wurde ermächtigt, das Grundkapital 

der Gesellschaft in der Zeit bis zum 8. Juni 2022 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig 

oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 10.918.200,00 (in Worten: zehn Millionen 

neunhundertachtzehntausendzweihundert Euro) durch Ausgabe von bis zu 10.918.200 auf 

den Namen lautende Stückaktien gegen Bareinlagen zu erhöhen. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wurde dabei ausgeschlossen. Zum Zeitpunkt der Einberufung dieser 

Hauptversammlung besteht das Genehmigte Kapital / IV noch in Höhe von EUR 

3.230.801,00. 
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Das durch die außerordentliche Hauptversammlung vom 9. Juni 2017 neugefasste 

Genehmigte Kapital / IV diente bisher ebenfalls der Erfüllung von Erwerbsrechten, die von 

der Gesellschaft in Ersetzung des bisher bei der Gesellschaft bestehenden virtuellen 

Beteiligungsprogramms an gegenwärtige oder frühere Arbeitnehmer und Geschäftsführer 

der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen, Mitglieder des Beirats der 

Gesellschaft und sonstige Begünstigte, die für die Gesellschaft und ihre verbundenen 

Unternehmen tätig sind oder waren, mit Wirkung ab dem 21. April 2017 gewährt oder 

zugesagt worden sind; Aktien aus dem Genehmigten Kapital / IV durften nur zu diesem 

Zweck ausgegeben werden. 

Im Rahmen des Optionsprogramms erhielten die Begünstigten Aktienoptionsrechte, die 

einen vom Gewährungszeitpunkt abhängigen individuellen Ausübungspreis aufweisen. 

Der Erdienungszeitraum (Vesting-Periode) beträgt insgesamt vier Jahre für die gewährten 

Aktienoptionsrechte. Bereits nach Ablauf der ersten beiden Jahre der Vesting-Periode 

(„Cliff“) können Teile der Aktienoptionsrechte ausgeübt werden. Die Ausübung ist nur 

möglich, wenn der Aktienkurs zum Ausübungszeitpunkt über dem Ausübungspreis liegt. 

Anstelle der Ausgabe von neuen Aktien im Falle der Ausübung von Optionsrechten behält 

sich das Unternehmen vor, eine Barauszahlung an den Begünstigten vorzunehmen, wobei 

die Gesellschaft grundsätzlich von einer Auszahlung in Aktienanteilen ausgeht. Die 

Ausübung der Optionsrechte ist nur während der vom Unternehmen festgelegten 

Ausübungsperioden möglich. Im ersten Jahr nach dem IPO der Gesellschaft war keine 

Ausübung zulässig. 

Die unterschiedlichen Ausgabebeträge der neuen Aktien aus dem Genehmigten Kapital / 

IV resultieren aus den individuell vereinbarten Bedingungen zwischen dem jeweiligen 

begünstigten Optionsberechtigten und der Gesellschaft. Die Ausgabebeträge sind 

insofern der Historie der Gesellschaft und ihrer Entwicklung aus einem Start-Up 

Unternehmen geschuldet. Im Allgemeinen wurden die Ausgabebeträge in der 

Vergangenheit von der Gesellschaft am Tag der Gewährung der Optionen unter 

Berücksichtigung der Bewertung der Gesellschaft zu diesem jeweiligen Zeitpunkt 

festgelegt.  

Ausnutzung der Ermächtigung 

Entsprechende Vorratsbeschlüsse sind national und international üblich. Der Vorstand 

wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

/ IV im Interesse der Gesellschaft ist.  
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Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG über die Ermächtigung des Vorstands im Zusammenhang mit der Beschlussfassung 

zu Tagesordnungspunkt 7 wird ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

den Aktionären unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zugänglich gemacht. 

 

8. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2022/I 

mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre und die 

entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

Die Gesellschaft ist als Wachstumsunternehmen maßgeblich darauf angewiesen, ihren 

Finanzbedarf schnell und flexibel decken zu können, schnell auf Marktgegebenheiten 

reagieren und ihre Eigenmittel erhöhen zu können als auch Aktien im Rahmen einer 

Sachkapitalerhöhung bereitstellen zu können. Dabei ist die Verfügbarkeit von 

Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen ordentlichen 

Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem 

entsprechende Mittel beschafft werden müssen, nicht immer im Voraus bestimmt werden 

kann. Entsprechend sind Entscheidungen zur Deckung eines derartigen Kapitalbedarfs in 

der Regel kurzfristig zu treffen. Etwaige Transaktionen können im Wettbewerb mit 

anderen Unternehmen zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 

gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur 

Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der 

Unternehmen Rechnung getragen und räumt Aktiengesellschaften und SEs die 

Möglichkeit ein, die Verwaltung zeitlich befristet und betragsmäßig beschränkt zu 

ermächtigen, das Grundkapital ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu 

erhöhen. Vor diesem Hintergrund sind gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines 

genehmigten Kapitals die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von 

Beteiligungserwerben. 

Seit der letzten ordentlichen Hauptversammlung wurde in der Zwischenzeit von den 

bestehenden Ermächtigungen des genehmigten Kapitals Gebrauch gemacht. 

Insbesondere ist wegen der zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts das vorhandene 

genehmigte Kapital nur noch eingeschränkt ausnutzbar, weil der bei der Ausgabe der 

Wandelschuldverschreibungen erfolgte Bezugsrechtsausschluss auf die Ermächtigung 



 

51 
 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei einer vereinfachten Kapitalerhöhung 

gegen Bareinlagen aus genehmigtem Kapital anzurechnen ist. 

Es ist daher beabsichtigt, eine neue Ermächtigung in Form des Genehmigten Kapitals 

2022/I zur Durchführung einer Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zu schaffen. Um den Aktionären 

ausreichend Schutz vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung an der Gesellschaft zu 

gewähren, soll das Genehmigte Kapital 2022/I seinem Umfang nach auf lediglich 5 % des 

derzeitigen Grundkapitals und damit EUR 12.556.343,00 begrenzt sein. Hierdurch soll ein 

besserer Schutz vor einer Verwässerung der Beteiligung der Aktionäre erreicht und die 

Delivery Hero SE wird in einem angemessenen Rahmen in die Lage versetzt werden, sich 

im Bedarfsfall erforderlich werdendes Eigenkapital rasch und flexibel beschaffen zu 

können. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2022/I  

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 15. Juni 2027 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 12.556.343,00 (in Worten: zwölf 

Millionen fünfhundertsechsundfünfzigtausend dreihundertdreiundvierzig Euro) durch 

Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2022/I). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei 

auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 

Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des 

Genehmigten Kapitals 2022/I auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen Aktien 
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entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

des Genehmigten Kapitals 2022/I noch – wenn dieser Betrag geringer ist – 

zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2022/I 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I 

aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 

Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts 

veräußert werden; (b) der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 

Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder 

-pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) 

ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 

entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2022/I in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2022/I auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung 

des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- 

bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können 

sowie, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten 

ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder 

Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren 

nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 

von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 
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iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch 

mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I die Fassung der 

Satzung entsprechend anzupassen. 

b) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 7 der Satzung wird neu eingefügt wie folgt: 

„(7) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 15. Juni 2027 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 12.556.343,00 (in Worten: 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünfzigtausend dreihundertdreiundvierzig Euro) 

durch Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2022/I). 

 Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne 

von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 

Kapitals 2022/I auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
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ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende 

Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten 

Kapitals 2022/I noch – wenn dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausübung des Genehmigten Kapitals 2022/I überschreiten darf. Auf diese 

Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 

Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I aufgrund einer Ermächtigung zur 

Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 

AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während 

der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I in entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

ausgegeben werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, 

soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen 

ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 
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gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte 

bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre 

zustünde; 

iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb 

von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 

oder ihre Konzerngesellschaften. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, 

insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe 

vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 

über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I 

oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I die Fassung 

der Satzung entsprechend anzupassen.“ 

 

9. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2022/II 

mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre und die 

entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

Die Gesellschaft ist als Wachstumsunternehmen maßgeblich darauf angewiesen, ihren 

Finanzbedarf schnell und flexibel decken zu können, schnell auf Marktgegebenheiten 

reagieren und ihre Eigenmittel erhöhen zu können als auch Aktien im Rahmen einer 

Sachkapitalerhöhung bereitstellen zu können. Dabei ist die Verfügbarkeit von 

Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen ordentlichen 

Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem 

entsprechende Mittel beschafft werden müssen, nicht immer im Voraus bestimmt werden 

kann. Entsprechend sind Entscheidungen zur Deckung eines derartigen Kapitalbedarfs in 

der Regel kurzfristig zu treffen. Etwaige Transaktionen können im Wettbewerb mit 
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anderen Unternehmen zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 

gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur 

Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der 

Unternehmen Rechnung getragen und räumt Aktiengesellschaften und SEs die 

Möglichkeit ein, die Verwaltung zeitlich befristet und betragsmäßig beschränkt zu 

ermächtigen, das Grundkapital ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu 

erhöhen. Vor diesem Hintergrund sind gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines 

genehmigten Kapitals die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von 

Beteiligungserwerben. 

Seit der letzten ordentlichen Hauptversammlung wurde in der Zwischenzeit von den 

bestehenden Ermächtigungen des genehmigten Kapitals Gebrauch gemacht. 

Insbesondere ist wegen der zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts das vorhandene 

genehmigte Kapital nur noch eingeschränkt ausnutzbar, weil der bei der Ausgabe der 

Wandelschuldverschreibungen erfolgte Bezugsrechtsausschluss auf die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei einer vereinfachten Kapitalerhöhung 

gegen Bareinlagen aus genehmigtem Kapital anzurechnen ist. 

Es ist daher beabsichtigt, neben der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgesehenen 

Ermächtigung im Rahmen eines Genehmigten Kapitals 2022/I eine weitere, neue 

Ermächtigung in Form des Genehmigten Kapitals 2022/II zur Durchführung einer 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei einer 

Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen zu schaffen. Um den Aktionären ausreichend Schutz 

vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung an der Gesellschaft zu gewähren, soll das 

Genehmigte Kapital 2022/II seinem Umfang nach ebenfalls auf lediglich 5 % des 

derzeitigen Grundkapitals und damit EUR 12.556.343,00 begrenzt sein. Hierdurch soll ein 

besserer Schutz vor einer Verwässerung der Beteiligung der Aktionäre erreicht und die 

Delivery Hero SE wird in einem angemessenen Rahmen in die Lage versetzt werden, sich 

im Bedarfsfall erforderlich werdendes Eigenkapital rasch und flexibel beschaffen zu 

können. Gemeinsam mit dem unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen 

Genehmigten Kapital 2022/I betragen die Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 

insgesamt nur 10 %. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
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a) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2022/II  

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 15. Juni 2027 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 12.556.343,00 (in Worten: zwölf 

Millionen fünfhundertsechsundfünfzigtausend dreihundertdreiundvierzig Euro) durch 

Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2022/II). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei 

auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 

Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des 

Genehmigten Kapitals 2022/II auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen Aktien 

entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

des Genehmigten Kapitals 2022/II noch – wenn dieser Betrag geringer ist – 

zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2022/II 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/II 

aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 

Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts 

veräußert werden; (b) der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 

Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder 

-pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) 

ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
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entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2022/II in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2022/II auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung 

des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- 

bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können 

sowie, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten 

ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder 

Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren 

nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 

von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 

iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch 

mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften; 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.  



 

59 
 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/II oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/II die Fassung der 

Satzung entsprechend anzupassen. 

b) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 13 der Satzung wird neu eingefügt wie folgt: 

„(13) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 15. Juni 2027 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 12.556.343,00 (in Worten: 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünfzigtausend dreihundertdreiundvierzig Euro) 

durch Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2022/II). 

 Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne 

von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 

Kapitals 2022/II auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch 

nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende 

Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des Grundkapitals der 

Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Genehmigten 

Kapitals 2022/II noch – wenn dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausübung des Genehmigten Kapitals 2022/II überschreiten darf. Auf diese 

Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des 

Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/II aufgrund einer Ermächtigung zur 

Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 

AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 
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Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während 

der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/II in entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

ausgegeben werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/II auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, 

soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen 

ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte 

bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre 

zustünde; 

iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen 

von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb 

von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 

oder ihre Konzerngesellschaften. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, 
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insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe 

vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung 

über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.  

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/II 

oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/II die 

Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.“ 

Bericht des Vorstands zu den unter Tagesordnungspunkt 8 und 9 genannten 

Ermächtigungen des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 

S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

Unter Tagesordnungspunkt 8 und 9 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, ein neues 

Genehmigtes Kapital 2022/I und ein Genehmigtes Kapital 2022/II im Umfang von jeweils 

EUR 12.556.343,00 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts zu schaffen.  

Der Vorstand erstattet hiermit den folgenden Bericht gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 

Abs. 4 S. 2 AktG: 

Die Gesellschaft ist als Wachstumsunternehmen maßgeblich darauf angewiesen, ihren 

Finanzbedarf schnell und flexibel decken zu können, schnell auf Marktgegebenheiten 

reagieren und ihre Eigenmittel erhöhen zu können als auch Aktien im Rahmen einer 

Sachkapitalerhöhung bereitstellen zu können. Dabei ist die Verfügbarkeit von 

Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen ordentlichen 

Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem 

entsprechende Mittel beschafft werden müssen, nicht immer im Voraus bestimmt werden 

kann. Entsprechend sind Entscheidungen zur Deckung eines derartigen Kapitalbedarfs in 

der Regel kurzfristig zu treffen. Etwaige Transaktionen können im Wettbewerb mit 

anderen Unternehmen zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 

gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur 

Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der 

Unternehmen Rechnung getragen und räumt Aktiengesellschaften die Möglichkeit ein, 

die Verwaltung zeitlich befristet und betragsmäßig beschränkt zu ermächtigen, das 

Grundkapital ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen. Vor diesem 

Hintergrund sind gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals 

die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesellschaft weiterhin zu 

ermöglichen, kurzfristig das Grundkapital auch unter Ausschluss des Bezugsrechts zu 
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erhöhen, um der Gesellschaft Flexibilität für die Finanzierung des weiteren Wachstums 

und etwaige sich ergebende Akquisitionsmöglichkeiten zu verschaffen. 

Mit der vorgeschlagenen Neuschaffung des Genehmigten Kapitals 2022/I und des 

Genehmigten Kapitals 2022/II wird der Vorstand der Delivery Hero SE somit in die Lage 

versetzt, die Eigenkapitalausstattung der Delivery Hero SE innerhalb der genannten 

Grenzen jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und im Interesse der 

Gesellschaft schnell und flexibel zu handeln. Dazu muss die Gesellschaft – unabhängig von 

konkreten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumente der 

Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs 

in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht 

vom Rhythmus der ordentlichen Hauptversammlungen abhängig ist und auch keine 

außerordentlichen Hauptversammlungen abwarten muss. Mit dem Instrument des 

genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen.  

Mit der Schaffung des Genehmigten Kapitals 2022/I und des Genehmigten Kapitals 2022/II 

wird der Vorstand jeweils ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 

2027 das Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von bis zu 12.556.343,00 neuen, 

auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 

mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.556.343,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2022/I und Genehmigtes Kapital 2022/II). 

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I und des Genehmigten Kapitals 

2022/II haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht. Gemäß § 203 Abs. 1 S. 1 AktG 

i. V. m. § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Aktien auch von einem Kreditinstitut oder 

mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 

Aktionären zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“). Dabei soll es dem 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gestattet sein, das Bezugsrecht auch teilweise 

als unmittelbares Bezugsrecht und im Übrigen als mittelbares Bezugsrecht 

auszugestalten. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vorstand – im 

Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen – in den nachfolgend erläuterten Fällen mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise 

ausschließen kann. Zum ausdrücklichen Schutz der Vermögens- und 

Beteiligungsinteressen der Aktionäre wird die Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG jedoch erheblich 

begrenzt. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll nur mit der Maßgabe 

gelten, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 

Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des 
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Grundkapitals nicht überschreiten darf. Hierdurch wird ein besserer Schutz vor einer 

Verwässerung der Beteiligung der Aktionäre erreicht. 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts soll 

ein praktikables Bezugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Abwicklung einer 

Kapitalerhöhung erleichtern. Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der 

Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 

dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei 

Spitzenbeträgen würden in keiner vernünftigen Relation zum Vorteil für die Aktionäre 

stehen. Die als sog. „freie Spitzen“ vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 

neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabilität und erleichterten 

Durchführung einer Emission. 

Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, 

insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch 

mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen 

oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 

Konzerngesellschaften. Dadurch soll die Delivery Hero SE die Möglichkeit erhalten, Aktien 

der Gesellschaft in geeigneten Einzelfällen zur Erfüllung von Ansprüchen aus 

Vorbereitung, Durchführung, Vollzug oder Abwicklung von rechtsgeschäftlichen oder 

gesetzlichen Erwerbsvorgängen sowie von Unternehmenszusammenschlüssen schnell 

und flexibel anbieten zu können.  Die Delivery Hero SE muss jederzeit in der Lage sein, im 

Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch, 

kurzfristig Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen sowie mit 

einem Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang stehende Vermögensgegenstände zur 

Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Als Gegenleistung kann die 

Gewährung von Aktien zweckmäßig oder sogar geboten sein, um die Liquidität zu 

schonen oder den Verkäufererwartungen zu entsprechen. Auch unter dem Gesichtspunkt 

einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von Aktien statt Geld sinnvoll 

sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien 
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gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 

Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der 

Bewertungsrelation sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 

angemessen gewahrt bleiben und ein angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien 

erzielt wird. Die Börsennotierung der Gesellschaft bietet zudem grundsätzlich jedem 

Aktionär die Möglichkeit, seine Beteiligungsquote durch den Zuerwerb von Aktien zu 

erhöhen. 

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei 

Barkapitalerhöhungen gemäß § 203 Abs. 1 S. 1, Abs. 2, § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausschließen 

können, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die Nutzung dieser Möglichkeit 

des Bezugsrechtsausschlusses kann zweckmäßig sein, um günstige Marktverhältnisse 

schnell und flexibel zu nutzen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf 

gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Die bei Einräumung eines Bezugsrechts 

für die Aktionäre erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 203 Abs. 1 S. 1 AktG i. V. m. § 

186 Abs. 1 S. 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle 

Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der Volatilität der Aktienmärkte 

marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran 

nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 

verlangt § 203 Abs. 1 S. 1 AktG i. V. m. § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis 

spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist bekannt gegeben wird. Es besteht daher 

bei Einräumung eines Bezugsrechts ein höheres Marktrisiko – insbesondere das über 

mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien 

Zuteilung. Für eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts 

daher regelmäßig entsprechende Sicherheitsabschläge auf den aktuellen Börsenkurs 

erforderlich; dies führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als 

bei einer unter Ausschluss des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Durch den 

Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht. Auch 

ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung 

der Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne 

Weiteres gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit 

zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Der Anteil am Grundkapital, der auf die unter 

einem solchen Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen Aktien entfällt, darf nach den hier 

vorgeschlagenen Ermächtigungen jeweils insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im 
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Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

überschreiten. In diesem Rahmen geht der Gesetzgeber davon aus, dass es für die 

Aktionäre möglich und zumutbar ist, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt 

aufrechtzuerhalten. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist der anteilige 

Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit 

des Genehmigten Kapitals 2022/I und des Genehmigten Kapitals 2022/II aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gemäß oder entsprechend §§ 71 Abs. 1 Nr. 

8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden. 

Ebenfalls anzurechnen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I und des Genehmigten 

Kapitals 2022/II aufgrund von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der 

Gesellschaft unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in direkter oder 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Weiterhin ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf die Aktien entfällt, die zur 

Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht oder mit 

Wandlungs- und/oder Optionspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, 

sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2022/I 

und des Genehmigten Kapitals 2022/II unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. Diese 

Anrechnungen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer Beteiligung 

möglichst gering zu halten. Das Anrechnungsmodell ermöglicht es, dass auch bei einer 

Verknüpfung von Kapitalmaßnahmen und der Ausgabe von Schuldverschreibungen 

und/oder der Veräußerung eigener Aktien die Beteiligungsquote der Aktionäre um nicht 

mehr als 10 % verwässert wird. Im Übrigen haben die Aktionäre aufgrund des 

börsenkursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen 

Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, ihre 

Beteiligungsquote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen 

Bedingungen über die Börse aufrecht zu erhalten. Es ist daher sichergestellt, dass in 

Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG die Vermögens- 

und Beteiligungsinteressen bei einer Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I und 

des Genehmigten Kapitals 2022/II unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen 

gewahrt bleiben, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere 

Handlungsspielräume eröffnet werden. 
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Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandelschuldverschreibungen 

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, wie dies erforderlich ist, um 

den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten und/oder 

Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs- und/oder Optionspflichten ausgestatteten 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren nachgeordneten 

Konzernunternehmen, ausgegeben werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach 

Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde. Das hat folgenden Hintergrund: 

Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. der mit 

Wandlungs- und/oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt 

außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der 

Gesellschaft ab, auf die sich die Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- 

und/oder Optionspflichten beziehen. Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung 

der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der Vermeidung eines entsprechenden 

Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anleihebedingungen sog. 

Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten vor einem 

Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der 

zu beziehenden Aktien schützen. Die Aufnahme solcher 

Verwässerungsschutzbestimmungen in die Anleihe- bzw. Optionsbedingungen ist 

demgemäß auch in den bisher bestehenden und neu zu schaffenden Ermächtigungen zur 

Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 

mit Options- und/oder Wandlungsrecht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) 

vorgesehen. Eine anschließende Aktienemission unter Gewährung des Bezugsrechts der 

Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen 

Wertverwässerung führen. Die erwähnten Verwässerungsschutzbestimmungen in den 

Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Ermäßigung des Wandlungs- 

bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung oder 

Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht die 

der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft 

auszugebenden Aktien erhöht. Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des 

Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, gestatten es die 

Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass den Berechtigten aus 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- 

und/oder Optionspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang eingeräumt 

wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- und/oder Optionsrechte 



 

67 
 

bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- und/oder Optionspflichten zustünde. Sie werden 

damit so gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 

durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem 

Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; 

sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits beteiligten Aktionäre – 

durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese zweite 

Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- 

bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung eines 

größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung 

bzw. der späteren Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. 

reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den 

beteiligten Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung 

ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich 

lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in dem neben den beteiligten Aktionären auch den 

Inhabern der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- und/oder 

Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt 

wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer 

Bezugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft 

zwischen beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz 

wählen zu können. 

Ausnutzung der Ermächtigung 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I und des 

Genehmigten Kapitals 2022/II bestehen derzeit nicht. Entsprechende Vorratsbeschlüsse 

mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national und international üblich. 

Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des 

Aufsichtsrats erforderlich. Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die 

Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022/I und 2022/II im Interesse der Gesellschaft ist; 

dabei wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im 

Einzelfall sachlich gerechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten 

Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG über die Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre im Zusammenhang mit der Beschlussfassung zu Tagesordnungspunkt 8 und 9 

wird ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären unter 

 



 

68 
 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zugänglich gemacht. 

 

10. Beschlussfassung über die Änderung des Beschlusses der Hauptversammlung 

vom 12. Juni 2019, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2021  über die Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und über 

die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I sowie über die 

entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung; Beschlussfassung über 

eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit 

der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und über die Schaffung eines 

Bedingten Kapitals 2022/I sowie über die entsprechende Satzungsänderung in 

§ 4 der Satzung  

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 6, 

geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 11. Juni 2024 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen 

lautende Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) im 

Nennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu 

begeben und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von bis zu EUR 61.219.560,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Options- oder 

Wandelanleihebedingungen oder Genussrechtsbedingungen zu gewähren. Zur 

Bedienung der Options- und Wandlungsrechte aus diesen Schuldverschreibungen wurde 

von derselben Hauptversammlung das Bedingte Kapital 2019/I herabgesetzt und in Höhe 

von EUR 47.219.560,00 beschlossen. 

Von der bestehenden Ermächtigung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 6, 

geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen ist im Januar 

2020 Gebrauch gemacht worden. Mitte Januar 2020 hat die Gesellschaft im 
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Gesamtnennbetrag von EUR 1,75 Milliarden in zwei Tranchen („Tranche A“ und „Tranche 

B“) Wandelschuldverschreibungen mit einer Laufzeit bis Januar 2024 (Tranche A) und 

Januar 2027 (Tranche B) im Nennbetrag von EUR 875 Millionen (Tranche A) und EUR 875 

Millionen (Tranche B), jeweils in 17.500 Teilschuldverschreibungen mit einem 

Nominalbetrag von je EUR 100.000 unterteilt, platziert. Die Wandelschuldverschreibungen 

sind anfänglich in rund 17,9 Millionen neue oder bestehende, auf den Namen lautende 

Stückaktien der Delivery Hero SE wandelbar und wurden im Rahmen einer 

Privatplatzierung ausschließlich an institutionelle Investoren in bestimmten Jurisdiktionen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre der Delivery Hero SE ausgegeben. Mit 

Zulassungsbeschluss der Frankfurter Wertpapierbörse vom 14. Februar 2020 wurden 

bereits insgesamt 20.000.000 Stücke Aktien (EUR 20.000.000,00) der Delivery Hero SE zum 

Handel im regulierten Markt (Prime Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse 

zugelassen. Von dem Bedingten Kapital 2019/I genügt ein Volumen von rund EUR 20 Mio. 

zur Bedienung der unter vorgenannter Ermächtigung ausgegebenen und noch 

ausstehenden Wandelschuldverschreibungen. Das zur Bedienung dieser ausgegebenen 

Wandelschuldverschreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2019/I in § 4 Abs. 9 der 

Satzung übersteigt somit das benötigte Volumen an Aktien und soll daher um EUR 

25.112.687,00 auf EUR 22.106.873,00 herabgesetzt und die entsprechende Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen angepasst werden.  

Gleichzeitig sollen, um der Gesellschaft auch künftig die erforderliche Flexibilität zur 

Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zur 

Unternehmensfinanzierung zu geben, unter diesem Tagesordnungspunkt 10 und dem 

nachfolgenden Tagesordnungspunkt 11 insgesamt zwei neue, im Wesentlichen 

gleichlautende Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen und zwei neue bedingte Kapitalia im Umfang von jeweils 

EUR 12.556.343,00 (Bedingtes Kapital 2022/I und Bedingtes Kapital 2022/II) geschaffen 

werden. Unter diesem Tagesordnungspunkt 10 soll zunächst in einem neuen § 4 Abs. 17 

der Satzung das Bedingte Kapital 2022/I geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Änderung der Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) und 

zum Ausschluss des Bezugsrechts 
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Die durch Beschluss der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 

6, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8 erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. Juni 2024 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 mit 

oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Gläubigern oder Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 22.106.873,00 nach näherer 

Maßgabe der jeweiligen Options- oder Wandelanleihebedingungen oder 

Genussrechtsbedingungen (im Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen 

Erbringung einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen Unternehmen 

erfolgen. Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht 

sowie ein Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der Gesellschaft zum 

Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in beliebiger Kombination). 

Die Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit 

die Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. 

Optionsrecht Gebrauch machen, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder 

Andienungen von Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen 

oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 

begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften begeben 

werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige oder im 

Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu 

übernehmen und den Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 



 

71 
 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren sowie weitere, für die erfolgreiche 

Begebung der Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben und 

Handlungen vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen können oder werden 

diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen 

eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 

Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder 

noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung 

von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben 

werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Wert der 

Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im Sinne der §§ 221 Abs. 4 Satz 

2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese 

Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 
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dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG ausgegeben werden; 

iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder 

Sachleistungen, insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene 

Unternehmen, ausgegeben werden. Soweit Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder Optionsrechte oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird der Vorstand 

zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. 

keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine 

Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung 

nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 

oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die 

Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen 

Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien der 

Gesellschaft wandeln. Die Anleihebedingungen können auch eine Pflichtwandlung zum 

Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt vorsehen oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch 

den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das 

Wandlungsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 
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Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen zum Bezug von 

Aktien der Gesellschaft berechtigen oder verpflichten oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis ganz 

oder teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden 

kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Bezugsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine 

in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, 

dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen 

können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag 

der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch 

„Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit den 

Inhabern von Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der Wandlungs- 

oder Optionspreis für eine Aktie dem volumengewichteten Durchschnitt der Schlusskurse 

der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

an der Frankfurter Wertpapierbörse während der zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstagen vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn 

dieser unterhalb des unter nachstehender lit. a) ee) genannten Mindestpreises liegt. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je Teilschuldverschreibung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. § 9 Abs. 1 in Verbindung mit § 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist – 
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entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der 

Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an 

den zehn (10) Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen 

Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über 

die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 

– mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) während (i) 

der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main 

gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des 

Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG bleiben 

unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. 

Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 

insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber auch 

in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer 

Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie zum Beispiel einer 

Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder wenn den Inhabern von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann 

auch nach Maßgabe der näheren Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine 

Barzahlung bei Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für 

andere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch bei Zahlung einer Dividende), eine wertwahrende 

Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Darüber hinaus kann die 

Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 

die Zahlung einer angemessenen Entschädigung gewähren. In jedem Fall darf der 
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anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 

den Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder zum 

Zwecke der Andienung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der 

Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen 

werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Optionsausübung oder bei 

Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschreibungen 

nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder 

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der Gesellschaft oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 

die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der 

Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite 

in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von 

Verwässerungsschutzbestimmungen während der Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 

der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 

Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum festzusetzen 

oder im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden, 

abhängigen oder in unmittelbarem oder mittelbarem Mehrheitsbesitz stehenden 

Gesellschaft festzulegen. 

b) Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I 

Das Bedingte Kapital 2019/I gemäß § 4 Abs. 9 der Satzung wird von derzeit EUR 

47.219.560,00 im Umfang von EUR 25.112.687,00 teilweise aufgehoben und auf 

EUR 22.106.873,00 (in Worten: Euro zweiundzwanzig Millionen einhundertsechstausend 

achthundertdreiundsiebzig herabgesetzt (Bedingtes Kapital 2019/I). 
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Das Bedingte Kapital 2019/I dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben worden sind.  

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, 

geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder 

Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr 

abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden 

Gesellschaft aufgrund Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 

2019, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 

16. Juni 2022 unter Tagesordnungspunkt 10, bis zum 11. Juni 2024 ausgegeben oder 

garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder 

Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch 

Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die 

neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie entstehen, und 

für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die 

neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 

Kapitals 2019/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 
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c) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 9 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(9) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 22.106.873,00,00 (in 

Worten: Euro zweiundzwanzig Millionen einhundertsechstausend 

achthundertdreiundsiebzig) durch Ausgabe von bis zu 22.106.873 neuen, auf 

den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen 

Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2019/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von 

Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der Andienung an 

die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter 

Tagesordnungspunkt 6, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren 

Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10,  ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen 

Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert 

durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10, jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 

Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 

wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, 

geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, bis zum 11. Juni 2024 ausgegeben oder garantiert 

werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen 

erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft 
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gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- 

oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus 

genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die 

neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; 

abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn 

des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- 

oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden 

ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen 

Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2019/I und nach Ablauf sämtlicher 

Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

d) Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 

2027 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag 

von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben 

und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu EUR 12.556.343,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Options- oder Wandelanleihebedingungen oder Genussrechtsbedingungen (im 

Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 
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Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen 

Erbringung einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen 

Unternehmen erfolgen. 

Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht 

sowie ein Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der 

Gesellschaft zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in 

beliebiger Kombination). Die Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der 

Gesellschaft zu gewähren, soweit die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch 

machen, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in 

Teilen oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige 

oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften 

begeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige 

oder im Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaft die Garantie für die 

Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern solcher 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der 

Gesellschaft zu gewähren sowie weitere, für die erfolgreiche Begebung der 

Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen 

vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen können oder werden diese 

im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen 

eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 

auf die Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 
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i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder 

noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung 

von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben 

werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Wert der 

Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im Sinne der §§ 221 Abs. 4 Satz 

2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese 

Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG ausgegeben werden; 

iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder 

Sachleistungen, insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene 

Unternehmen, ausgegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird 

der Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
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des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet 

wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der 

Begebung aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme 

entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien 

der Gesellschaft wandeln. Die Anleihebedingungen können auch eine 

Pflichtwandlung zum Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt vorsehen 

oder ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Das Wandlungsverhältnis 

ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch 

den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhältnis 

kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu 

leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass 

Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 

Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der 

anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden 

Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den 

Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen 

zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen oder verpflichten oder ein 

Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können vorsehen, 

dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich 

aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den 
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Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann auf eine 

ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende 

Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen 

können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils 

auch „Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Endfälligkeit den Inhabern von Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle 

der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In 

diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie dem 

volumengewichteten Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstagen vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch 

wenn dieser unterhalb des unter nachstehender lit. d) ee) genannten 

Mindestpreises liegt. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je 

Teilschuldverschreibung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der 

einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 in Verbindung mit 

§ 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist 

– entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des 

Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn (10) Börsenhandelstagen in 

Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands über 

die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über die Annahme oder Zuteilung 

durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von Schuldverschreibungen 

betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 
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% des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt 

am Main gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage 

des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 

und 199 AktG bleiben unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren 

bzw. Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen 

können insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber 

auch in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall 

anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte, die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie 

zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder wenn den 

Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 

wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des 

Options- oder Wandlungspreises kann auch nach Maßgabe der näheren 

Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine Barzahlung bei Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für andere 

Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch bei Zahlung einer Dividende), eine 

wertwahrende Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Darüber 

hinaus kann die Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des 

Wandlungs- oder Optionsrechts die Zahlung einer angemessenen Entschädigung 

gewähren. In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je 

Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag der jeweiligen 

Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

 



 

84 
 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder 

zum Zwecke der Andienung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital 

der Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann 

vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den 

Inhabern der Schuldverschreibungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, 

sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder börsennotierte Aktien einer anderen 

Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, 

bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen 

ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der 

Gesellschaft oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen 

werden, dass die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder 

nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien 

variabel ist und/oder der Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom 

Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des 

Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während der 

Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, 

Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder 

Optionszeitraum festzusetzen oder im Einvernehmen mit den Organen der die 

Schuldverschreibungen begebenden, abhängigen oder in unmittelbarem oder 

mittelbarem Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft festzulegen. 

e) Bedingtes Kapital 2022/I 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 12.556.343,00 (in Worten: Euro 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünzigtausend dreihundertdreiundvierzig) durch 

Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien der 
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Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/I). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses jeweils festzulegenden 

Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 15. Juni 2027 ausgegeben oder garantiert werden, von 

ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 

Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus 

genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien 

nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie entstehen, und für alle 

nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, 

sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen 

Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 

Kapitals 2022/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 

f) Satzungsänderung 

In § 4 der Satzung wird folgender neuer Absatz 17 eingefügt. 
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„(17) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 12.556.343,00 (in Worten: Euro 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünzigtausend dreihundertdreiundvierzig) 

durch Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je 

Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 

der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der Andienung 

an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10 ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2022 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder 

Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr 

abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden 

Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 

16. Juni 2022 bis zum 15. Juni 2027 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren 

Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, 

durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 

werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend 

hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für 

das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung 

von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen 

Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist 

ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung 
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entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2022/I und 

nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

g) Anweisung zur Handelsregisteranmeldung 

Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderungen in § 4 Abs. 9 gemäß vorstehender 

lit. c) und in § 4 Abs. 17 gemäß vorstehender lit. f) dergestalt zur Eintragung im 

Handelsregister anzumelden, dass zunächst die Satzungsänderung in § 4 Abs. 9 der 

Satzung (Bedingtes Kapital 2019/I) gemäß vorstehender lit. c) und anschließend die unter 

diesem Tagesordnungspunkt beschlossene Satzungsänderung gemäß lit. c) (Bedingtes 

Kapital 2022/II) eingetragen werden. 

 

11. Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und über 

die Schaffung eines Bedingten Kapitals 2022/II sowie über die entsprechende 

Satzungsänderung in § 4 der Satzung  

Um der Gesellschaft auch künftig die erforderliche Flexibilität zur Ausgabe von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen zur Unternehmensfinanzierung zu geben, soll 

neben der unter Tagesordnungspunkt 10 zu beschließenden Ermächtigung eine weitere 

neue, im Wesentlichen gleichlautende Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen und ein neues bedingtes Kapital im Umfang von ebenfalls 

EUR 12.556.343,00 (Bedingtes Kapital 2022/II) in einem neuen § 4 Abs. 18 der Satzung 

geschaffen werden. Gemeinsam mit der unter Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen betragen die 

Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen insgesamt nur 10 %. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 

2027 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag 

von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben 

und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu EUR 12.556.343,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Options- oder Wandelanleihebedingungen oder Genussrechtsbedingungen (im 

Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen 

Erbringung einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen 

Unternehmen erfolgen. 

Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht 

sowie ein Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der 

Gesellschaft zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in 

beliebiger Kombination). Die Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der 

Gesellschaft zu gewähren, soweit die Inhaber bzw. Gläubiger von 

Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch 

machen, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in 

Teilen oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige 

oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften 

begeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige 

oder im Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaft die Garantie für die 

Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern solcher 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der 

Gesellschaft zu gewähren sowie weitere, für die erfolgreiche Begebung der 

Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen 
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vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen können oder werden diese 

im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen 

eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 

auf die Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von 

der Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder 

noch werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung 

von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben 

werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Wert der 

Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im Sinne der §§ 221 Abs. 4 Satz 

2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. Diese Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese 

Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des 
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Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG ausgegeben werden; 

iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder 

Sachleistungen, insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 

sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 

Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene 

Unternehmen, ausgegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird 

der Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der 

Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet 

wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der 

Begebung aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme 

entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien 

der Gesellschaft wandeln. Die Anleihebedingungen können auch eine 

Pflichtwandlung zum Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt vorsehen 

oder ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Das Wandlungsverhältnis 

ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch 

den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhältnis 

kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu 

leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass 

Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 
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Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der 

anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden 

Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den 

Inhaber nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen 

zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen oder verpflichten oder ein 

Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können vorsehen, 

dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich 

aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den 

Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann auf eine 

ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende 

Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen 

zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen 

können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils 

auch „Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Endfälligkeit den Inhabern von Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle 

der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In 

diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie dem 

volumengewichteten Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstagen vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch 

wenn dieser unterhalb des unter nachstehender lit. a) ee) genannten 

Mindestpreises liegt. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je 

Teilschuldverschreibung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der 
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einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 in Verbindung mit 

§ 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist 

– entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des 

Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn (10) Börsenhandelstagen in 

Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands über 

die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über die Annahme oder Zuteilung 

durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von Schuldverschreibungen 

betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 

% des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt 

am Main gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage 

des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 

und 199 AktG bleiben unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren 

bzw. Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen 

können insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber 

auch in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer 

Wandel-/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall 

anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte, die während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie 

zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder wenn den 

Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt 

wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des 

Options- oder Wandlungspreises kann auch nach Maßgabe der näheren 

Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine Barzahlung bei Ausübung 
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des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für andere 

Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch bei Zahlung einer Dividende), eine 

wertwahrende Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Darüber 

hinaus kann die Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des 

Wandlungs- oder Optionsrechts die Zahlung einer angemessenen Entschädigung 

gewähren. In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je 

Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag der jeweiligen 

Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder 

zum Zwecke der Andienung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital 

der Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann 

vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den 

Inhabern der Schuldverschreibungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, 

sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder börsennotierte Aktien einer anderen 

Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, 

bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen 

ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der 

Gesellschaft oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen 

werden, dass die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder 

nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien 

variabel ist und/oder der Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom 

Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der Entwicklung des 

Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während der 

Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 

Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, 
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Laufzeit und Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder 

Optionszeitraum festzusetzen oder im Einvernehmen mit den Organen der die 

Schuldverschreibungen begebenden, abhängigen oder in unmittelbarem oder 

mittelbarem Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft festzulegen. 

b) Bedingtes Kapital 2022/II 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 12.556.343,00 (in Worten: Euro 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünzigtausend dreihundertdreiundvierzig) durch 

Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien der 

Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie 

bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/II). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses jeweils festzulegenden 

Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses bis zum 15. Juni 2027 ausgegeben oder garantiert werden, von 

ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 

Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus 

genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien 

nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie entstehen, und für alle 

nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, 

sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen 

Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der 
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Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 

Kapitals 2022/II und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 

c) Satzungsänderung 

In § 4 der Satzung wird folgender neuer Absatz 18 eingefügt. 

„18) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 12.556.343,00 (in Worten: Euro 

zwölf Millionen fünfhundertsechsundfünzigtausend dreihundertdreiundvierzig) 

durch Ausgabe von bis zu 12.556.343 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je 

Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022/II). Die bedingte Kapitalerhöhung dient 

der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der Andienung 

an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 11 ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2022 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder 

Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr 

abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden 

Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 

16. Juni 2022 bis zum 15. Juni 2027 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren 

Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, 

durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 

werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend 
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hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für 

das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung 

von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen 

Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist 

ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung 

entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2022/II und 

nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

d) Anweisung zur Handelsregisteranmeldung 

Der Vorstand wird angewiesen, die unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossene 

Satzungsänderungen in § 4 Abs. 9 dergestalt zur Eintragung im Handelsregister 

anzumelden, dass zunächst die unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossene 

Satzungsänderung in § 4 Abs. 9 der Satzung (Bedingtes Kapital 2019/I) und anschließend 

die unter diesem Tagesordnungspunkt 11 beschlossene Satzungsänderung in § 4 Abs. 18 

gemäß lit. c) (Bedingtes Kapital 2022/II) sowie die unter dem vorhergehenden 

Tagesordnungspunkt 10 beschlossene Satzungsänderung in § 4 Abs. 17 (Bedingtes Kapital 

2022/I) eingetragen werden. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 i. V. m. 

§ 186 Absatz 4 Satz 2 AktG zu den unter Tagesordnungspunkt 10 und 11 aufgeführten 

Ermächtigungen des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 der Hauptversammlung am 16. Juni 2022 schlagen 

Vorstand und Aufsichtsrat vor, zunächst die bestehende, durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 6 erteilte Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, geändert durch weiteren Beschluss der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 und das dazugehörige 

Bedingte Kapital 2019/I herabzusetzen sowie zwei neue Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen und zwei neue bedingte Kapitalia (Bedingtes Kapital 

2022/I und Bedingtes Kapital 2022/II ) zu schaffen.  

Die bestehende sowie die neuen Ermächtigungen zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) sehen jeweils 

die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss vor. 
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Gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der 

Vorstand der Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 über die Gründe für 

die Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts diesen Bericht: 

a. Ausgangslage 

Durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 12. Juni 2019 unter 

Tagesordnungspunkt 6, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 

16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, wurde der Vorstand ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. Juni 2024 einmalig oder mehrmals auf den 

Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(oder Kombinationen dieser Instrumente) im Nennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 

mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Gläubigern oder Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 61.219.560,00 zu gewähren 

(„bestehende Ermächtigung“). Zur Bedienung der Options- und Wandlungsrechte aus 

diesen Schuldverschreibungen wurde von derselben Hauptversammlung das Bedingte 

Kapital 2019/I in Höhe von ursprünglich EUR 61.219.560,00 beschlossen (§ 4 Abs. 9 der 

Satzung). 

Von der bestehenden Ermächtigung vom 12. Juni 2019 zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen ist im Januar 2020 Gebrauch gemacht worden. Mitte 

Januar 2020 hat die Gesellschaft im Gesamtnennbetrag von EUR 1,75 Milliarden in zwei 

Tranchen („Tranche A“ und „Tranche B“) Wandelschuldverschreibungen mit einer Laufzeit 

bis Januar 2024 (Tranche A) und Januar 2027 (Tranche B) im Nennbetrag von EUR 875 

Millionen (Tranche A) und EUR 875 Millionen (Tranche B), jeweils in 17,500 

Teilschuldverschreibungen mit einem Nominalbetrag von je EUR 100.000 unterteilt, 

platziert. Die Wandelschuldverschreibungen sind anfänglich in rund 17,9 Millionen neue 

oder bestehende, auf den Namen lautende Stückaktien der Delivery Hero SE wandelbar 

und wurden im Rahmen einer Privatplatzierung ausschließlich an institutionelle 

Investoren in bestimmten Jurisdiktionen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

der Delivery Hero SE ausgegeben. Mit Zulassungsbeschluss der Frankfurter 

Wertpapierbörse vom 14. Februar 2020 wurden bereits insgesamt 20.000.000 Stücke 

Aktien (EUR 20.000.000,00) der Delivery Hero SE zum Handel im regulierten Markt (Prime 

Standard) der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen.  

Von dem Bedingten Kapital 2019/I genügt ein Volumen von rund EUR 20 Mio. zur 

Bedienung der unter vorgenannter Ermächtigung ausgegebenen und noch ausstehenden 
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Wandelschuldverschreibungen. Das zur Bedienung dieser ausgegebenen 

Wandelschuldverschreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2019/I in § 4 Abs. 9 der 

Satzung übersteigt somit das benötigte Volumen an Aktien und soll daher um EUR 

25.112.687,00 auf EUR 22.106.873,00 herabgesetzt und die entsprechende Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen angepasst werden.  

Gleichzeitig sollen, um der Gesellschaft auch künftig die erforderliche Flexibilität zur 

Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zur 

Unternehmensfinanzierung zu geben, zwei neue, im Wesentlichen gleichlautende 

Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen und zwei 

neue bedingte Kapitalia im Umfang von jeweils EUR 12.556.343,00 (Bedingtes Kapital 

2022/I und Bedingtes Kapital 2022/II) in einem neuen § 4 Abs. 17 und Abs. 18 der Satzung 

geschaffen werden.  

b. Vorteile solcher Finanzierungsinstrumente 

Eine wesentliche Voraussetzung für die weitere positive Geschäftsentwicklung des 

Unternehmens ist eine angemessene Kapitalausstattung. Die vorgeschlagenen 

Ermächtigungen zur Ausgabe von Schuldverschreibungen soll es der Gesellschaft 

ermöglichen, attraktive Finanzierungsmöglichkeiten flexibel und zeitnah zu nutzen. 

Hierdurch soll die Gesellschaft für die Finanzierung möglicher Übernahmen und sonstiger 

Erweiterungen ihres Geschäfts neben klassischem Fremdkapital (Bankkrediten) und 

Eigenkapital auch das Instrument der Schuldverschreibungen nutzen können und soll 

damit in die Lage versetzt werden, unterschiedliche Investorenkreise anzusprechen, um 

das in der jeweiligen Marktlage jeweils bezogen auf Platzierbarkeit und erzielbare Preise 

am besten geeignete Finanzierungsinstrument im Interesse der Aktionäre auswählen zu 

können. Die Gesellschaft kann zudem eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht oder ein 

Andienungsrecht des Emittenten vorsehen sowie die Schuldverschreibungen durch 

Lieferung eigener Aktien, Lieferung von Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch eine 

Barzahlung bedienen, wodurch der Gestaltungsspielraum für derartige 

Finanzierungsinstrumente erweitert wird. 

Der Gesellschaft soll aus Gründen der Flexibilität wiederum auch die Möglichkeit eröffnet 

werden, über mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen je nach 

Marktlage deutsche oder internationale Kapitalmärkte in Anspruch zu nehmen und die 

Schuldverschreibungen außer in Euro auch in der gesetzlichen Währung eines OECD-

Landes auszugeben. 
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c. Wandlungs- bzw. Optionspreis 

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis darf einen Mindestausgabebetrag nicht 

unterschreiten, dessen Berechnungsgrundlagen genau angegeben sind. 

Anknüpfungspunkt für die Berechnung ist jeweils der Börsenkurs der Aktie der Delivery 

Hero SE im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibung bzw. 

im Falle einer Wandlungs- oder Optionspflicht oder eines Andienungsrechts 

gegebenenfalls alternativ der Börsenkurs der Aktie der Delivery Hero SE im zeitlichen 

Zusammenhang mit der Ermittlung des Wandlungs-/Optionspreises nach näherer 

Maßgabe der Anleihebedingungen. 

Der Wandlungs-/Optionspreis kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in 

bestimmten Fällen angepasst werden, um entsprechend der Ermächtigung 

Verwässerungsschutz zu gewähren. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 

insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber auch 

in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer 

Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie zum Beispiel einer 

Kontrollerlangung durch einen Dritten). Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 

insbesondere durch die Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung des 

Wandlungs-/Optionspreises sowie durch Einräumung einer Barkomponente vorgesehen 

werden. 

d. Bezugsrecht und Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären steht bei Begebung von Schuldverschreibungen dieser Art grundsätzlich 

ein Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 i. V. m. § 186 Abs. 1 AktG). Der Vorstand kann dabei auch 

von der Möglichkeit Gebrauch machen, die Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut 

oder die Mitglieder eines Konsortiums von Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 

S. 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit der Verpflichtung auszugeben, den 

Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 

(mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG). Es handelt sich hierbei nicht um 

eine Beschränkung des Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären werden letztlich die 

gleichen Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten Bezug. Aus 

abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitute bzw. 

dieser gleichgestellten Unternehmen an der Abwicklung beteiligt. 
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Der Vorstand kann jedoch jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre in bestimmten Fällen ausschließen: 

(i) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, 

dass im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Emission ein praktikables 

Bezugsverhältnis dargestellt werden kann. Der Wert der Spitzenbeträge ist je 

Aktionär in der Regel gering, weshalb der mögliche Verwässerungseffekt ebenfalls 

als gering anzusehen ist. Demgegenüber ist der Aufwand für eine Emission ohne 

einen solchen Ausschluss deutlich höher. Der Ausschluss dient der Praktikabilität 

und der leichteren Durchführung einer Emission. Vorstand und Aufsichtsrat halten 

den möglichen Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge deshalb sachlich 

gerechtfertigt und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre auch für 

angemessen. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre 

ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden entweder durch Verkauf über 

die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 

(ii) Bezugsrechtsausschluss zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von bereits 

ausgegebenen Optionsrechten oder Wandlungsrechten bzw. entsprechender 

Pflichten 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll auch jeweils ausgeschlossen werden können, 

soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. Options- oder Wandlungspflichten aus bereits zuvor 

ausgegebenen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung dieser Rechte bzw. nach Erfüllung dieser 

Pflichten als Aktionär zustehen würde. Der marktübliche Ausschluss des 

Bezugsrechts zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von bereits ausgegebenen 

Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Options- bzw. Wandlungspreis für 

die bereits ausgegebenen und regelmäßig mit einem 

Verwässerungsschutzmechanismus, z. B. bei Kapitalmaßnahmen, ausgestatteten 

Schuldverschreibungen nicht ermäßigt werden braucht. Dadurch können die 

Schuldverschreibungen in mehreren Tranchen attraktiver platziert werden und es 

wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht. Auch dieser Fall des 

Bezugsrechtsausschlusses liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer 

Aktionäre. 

(iii) Erleichterter Bezugsrechtsausschluss in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 
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Der Vorstand soll ferner in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ermächtigt sein, bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung 

das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn der 

Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Dies kann zweckmäßig sein, um eine Schuldverschreibung schnell 

und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Da die 

Aktienmärkte volatil sein können, hängt die Erzielung eines möglichst 

vorteilhaften Emissionsergebnisses im verstärkten Maße davon ab, ob auf 

Marktentwicklungen kurzfristig reagiert werden kann. Günstige möglichst 

marktnahe Konditionen können in der Regel nur festgesetzt werden, wenn die 

Gesellschaft an diese nicht für einen zu langen Angebotszeitraum gebunden ist. 

Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um die Erfolgschancen der Emission für den 

gesamten Angebotszeitraum sicherzustellen, in der Regel ein nicht unerheblicher 

Sicherheitsabschlag erforderlich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 

Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit bei Options- und Wandelanleihen 

der Konditionen dieser) bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. 

Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein 

Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der 

Festlegung der Anleihekonditionen führt. Auch ist bei Gewährung eines 

Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung (Bezugsverhalten) die 

alternative Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichem Aufwand 

verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft 

wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf eine Veränderung der 

Marktverhältnisse reagieren, was zu einer für die Gesellschaft ungünstigeren 

Kapitalbeschaffung führen kann. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben 

werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass eine nennenswerte wirtschaftliche 

Verwässerung des Werts der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher 

Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von entsprechenden 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten sowie 

Andienungsrechten eintritt, kann ermittelt werden, indem der hypothetische 

Marktwert der Schuldverschreibungen nach anerkannten, insbesondere 

finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Ausgabepreis verglichen 

wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich 

unter dem hypothetischen Börsenpreis Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung 



 

102 
 

der Schuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung des § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen 

Abschlags zulässig. Die Verwaltung wird bei der Preisfestsetzung unter 

Berücksichtigung der jeweiligen Kapitalmarktsituation den Abschlag von diesem 

Marktwert so gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Marktwert 

eines Bezugsrechts so gering sein, dass den Aktionären durch den 

Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen 

kann. 

Eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit eine Vermeidung einer 

nennenswerten Wertverwässerung können auch erfolgen, indem der Vorstand ein 

sog. Bookbuilding-Verfahren durchführt. Bei diesem Verfahren werden Investoren 

gebeten, auf der Grundlage vorläufiger Anleihebedingungen Kaufanträge zu 

übermitteln und dabei z. B. den für marktgerecht erachteten Zinssatz und/oder 

andere ökonomische Komponenten zu spezifizieren. Nach Abschluss der 

Bookbuilding-Periode werden auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen 

Kaufanträge die bis dahin offenen Bedingungen, z. B. der Zinssatz, marktgerecht 

gemäß dem Prinzip von Angebot und Nachfrage festgelegt. Auf diese Weise wird 

der Gesamtwert der Schuldverschreibung marktnah bestimmt. Durch ein solches 

Bookbuilding-Verfahren kann der Vorstand ebenfalls sicherstellen, dass eine 

nennenswerte Verwässerung des Werts der Aktie durch den 

Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. 

Die Aktionäre haben zudem die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der 

Gesellschaft zu annähernd gleichen Bedingungen durch Erwerb über die Börse 

aufrechtzuerhalten. Dadurch werden ihre Vermögensinteressen gewahrt. Denn die 

Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gemäß § 221 Abs. 4 Satz 

2 i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten 

bzw. Pflichten zum Bezug von Aktien, auf die nach der bestehenden Ermächtigung 

ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % entfällt, 

und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch – 

sofern dieser Betrag niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser 

Ermächtigung. Dabei steht die Ermächtigung zum erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss unter der noch bestehenden Ermächtigung vom 12. Juni 

2019 bzw. 16. Juni 2021 nicht mehr zur Ausnutzung zur Verfügung. 

Auf diese Begrenzungen werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder 
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entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 

veräußert werden. Ferner werden auf diese Begrenzung auch Aktien angerechnet, 

die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter erleichtertem 

Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 i. V. m. § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG 

begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibung auszugeben oder zu 

gewähren sind. Diese Anrechnung geschieht im Interesse der Aktionäre an einer 

möglichst geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. 

(iv) Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von 

Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann auch gegen Sacheinlagen bzw. 

Sachleistungen erfolgen, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt. In diesem 

Fall wird der Vorstand auch – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – zu einem 

Ausschluss des Bezugsrechts ermächtigt. Dies soll die Gesellschaft unter anderem 

in die Lage versetzen, die Schuldverschreibungen als Akquisitionswährung 

einsetzen zu können, um in geeigneten Einzelfällen im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen solche Sacheinlagen 

oder Sachleistungen gegen Übertragung derartiger Finanzinstrumente erwerben 

zu können. 

Diese Ermächtigung eröffnet die Möglichkeit – mittels Ausgabe von 

Schuldverschreibungen – im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre auf dem 

nationalen und internationalen Markt schnell und flexibel vorteilhafte 

Gelegenheiten zur Unternehmenserweiterung zu nutzen. Anders als eine 

Geldzahlung schont die Ausgabe von Schuldverschreibungen die Liquidität der 

Gesellschaft und stellt damit häufig die günstigere Finanzierungsform dar. Der 

Vorstand ist auch berechtigt, Inhabern von Forderungen gegen die Gesellschaft 

oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen – anstelle einer 

Geldzahlung – ganz oder zum Teil Schuldverschreibungen der Gesellschaft zu 

leisten. Die Gesellschaft erhält dadurch zusätzliche Flexibilität für die Umsetzung 

von Maßnahmen zur Verbesserung der Kapitalstruktur. 

Die Verwaltung prüft in jedem Einzelfall sorgfältig, ob sie von der Ermächtigung 

Gebrauch machen soll, sobald sich die Erwerbsmöglichkeiten konkretisieren. Sie 
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wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur ausschließen, wenn dies im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 

Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss in den verschiedenen Fällen in den jeweils umschriebenen 

Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im Interesse der Gesellschaft 

geboten. 

e. Bedingtes Kapital, sonstige Gestaltungsoptionen 

Das vorgeschlagene herabgesetzte Bedingte Kapital 2019/I und das Bedingte Kapital 

2022/I sowie das Bedingte Kapital 2022/II dienen jeweils dazu, die mit den Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte, 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder Andienungsrechte bedienen zu können. 

Die Anleihebedingungen können vorsehen oder gestatten, dass zur Bedienung von 

Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungs- und Optionspflichten oder zum 

Zwecke der Andienung wahlweise auch Aktien aus einem genehmigten Kapital oder im 

Falle einer diesbezüglichen gesonderten Ermächtigung des Vorstands durch die 

Hauptversammlung eigene Aktien der Gesellschaft verwendet werden können. Diese 

Gestaltung ermöglicht es der Gesellschaft, auch bereits bestehende Aktien oder andere 

Kapitalmaßnahmen zur Bedienung der Schuldverschreibungen zu nutzen und erhöht 

damit die Flexibilität der Gesellschaft. Ferner können die Anleihebedingungen vorsehen, 

dass die Anzahl der bei Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung 

entsprechender Pflichten zu gewährenden Aktien bzw. ein diesbezügliches 

Umtauschverhältnis variabel ist und auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. 

Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern 

der Schuldverschreibungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den 

Gegenwert in Geld zahlt oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Fälligkeit der Schuldverschreibungen, den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder 

teilweise – anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 

die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der 

Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite 
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in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von 

Verwässerungsschutzbestimmungen während der Laufzeit verändert werden kann. 

Diese Form von Schuldverschreibungen ermöglicht der Gesellschaft eine 

kapitalmarktnahe Finanzierung, ohne dass tatsächlich eine gesellschaftsrechtliche 

Kapitalmaßnahme erforderlich ist. Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine Erhöhung 

des Grundkapitals im zukünftigen Zeitpunkt der Ausübung der Schuldverschreibungen 

bzw. Erfüllung entsprechender Pflichten gegebenenfalls unwillkommen sein kann. Davon 

abgesehen schützt die Nutzung der Möglichkeit der Barauszahlung die Aktionäre vor dem 

Rückgang ihrer Beteiligungsquote sowie vor der Verwässerung des Vermögenswertes 

ihrer Aktien, da keine neuen Aktien ausgegeben werden. Die Anleihebedingungen 

können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit der 

Schuldverschreibungen, den Inhabern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz 

oder teilweise – anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages – Aktien der Gesellschaft 

zu gewähren. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermächtigung jeweils 

berichten. 

Der schriftliche Bericht des Vorstands gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG i. V. m. mit § 186 

Absatz 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre im 

Zusammenhang mit den Beschlussfassungen zu Tagesordnungspunkt 10 und 11 wird ab 

dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung den Aktionären unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zugänglich gemacht. 

 

12. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien sowie über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie 

zum Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts 

Zum Erwerb, zur Verwendung und Einziehung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft 

gemäß Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich 

ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. 

Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 16. Juni 2021 hat eine entsprechende 

Ermächtigung mit Laufzeit bis zum 15. Juni 2026 geschaffen.  

Die von der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 erteilte Ermächtigung ist wegen der 

zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss 
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des Bezugsrechts nur noch eingeschränkt ausnutzbar. Der bei der Ausgabe der 

Wandelschuldverschreibungen erfolgte Bezugsrechtsausschluss ist auf die Ermächtigung 

zur Verwendung eigener Aktien anzurechnen. Eine Neuschaffung der Ermächtigung soll 

der Gesellschaft wieder alle Möglichkeiten der Verwendung eigener Aktien eröffnen. 

Daher soll der Hauptversammlung vorgeschlagen werden, der Gesellschaft unter 

Aufhebung der bisherigen Ermächtigung eine neue Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien zu erteilen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 

Die derzeit bestehende, unter Tagesordnungspunkt 11 der Hauptversammlung vom 16. 

Juni 2021 erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird für die Zeit ab 

Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung aufgehoben, soweit von ihr bis dahin kein 

Gebrauch gemacht wurde.  

b) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 2027 

unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Artikel 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO in 

Verbindung mit § 53a AktG) eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 5 % des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu 

erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit 

anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat 

und noch besitzt oder ihr nach Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit den §§ 71a ff. AktG 

zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 5 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft 

übersteigen. 

Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung 

eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch 

Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der 

Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt 

werden. 
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c) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien 

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse, (ii) 

mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots 

bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten (der Erwerb gemäß (ii) nachstehend „öffentliches Erwerbsangebot“) 

oder (iii) mittels eines öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur 

Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Aktien, die zum Handel an einem 

(anderen) organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes 

zugelassen sind („Tauschaktien“), gegen Aktien der Gesellschaft (der Erwerb gemäß (iii) 

im Folgenden „Tauschangebot“). 

aa) Erwerb der Aktien über die Börse 

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft 

gezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag 

(in Frankfurt am Main) durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie 

der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. 

bb) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder (2) 

mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten 

Bei einem Erwerb im Weg eines öffentlichen Erwerbsangebots kann die 

Gesellschaft einen festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne 

Erwerbsnebenkosten) festlegen, innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. 

In dem öffentlichen Erwerbsangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die 

Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen 

für eine Anpassung der Kaufpreisspanne während der Frist im Fall nicht nur 

unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer 

Kaufpreisspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der 

Aktionäre genannten Verkaufspreise und des nach Beendigung der Angebotsfrist 

vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene 

Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten 

Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) 

Börsenhandelstagen (in Frankfurt am Main) vor dem Tag der öffentlichen 
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Ankündigung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- bzw. 

unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten darf der auf der Basis der abgegebenen Angebote 

ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft 

den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den letzten 

fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung der 

Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % 

über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne 

durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor 

der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

cc) Volumen 

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt 

werden. Sofern die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den 

Gesamtbetrag des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft 

überschreiten, erfolgt die Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des 

Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der Verkaufsaufforderung zu den 

insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot 

oder die Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen. 

dd) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Angebots auf Tausch von 

liquiden Aktien oder (2) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur 

Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Aktien, die jeweils zum 

Handel an einem organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- 

und Übernahmegesetzes zugelassen sind. 

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft entweder 

ein Tauschverhältnis oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu 

dem/der sie bereit ist, die Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine 

Barleistung als ergänzende Zahlung oder zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 

erfolgen. In dem Tauschangebot kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme 
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oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen für eine 

Anpassung der Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher 

Kursveränderungen festlegen. Das Tauschverhältnis wird im Fall einer 

Tauschspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der 

Aktionäre genannten Tauschverhältnisse und/oder sonstigen Angaben und des 

nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten Erwerbsvolumens 

ermittelt. 

(1) Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene 

Tauschverhältnis oder die Tauschspanne den maßgeblichen Wert einer 

Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 

20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der 

volumengewichtete Durchschnittskurs einer Tauschaktie und einer Aktie 

der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) oder an einem organisierten Markt im Sinne des 

Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 

Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die 

Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Angeboten auf den 

Tausch von liquiden Aktien darf das auf der Basis der abgegebenen 

Angebote ermittelte Tauschverhältnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie 

der Gesellschaft den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um 

nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur 

Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs 

einer Tauschaktie bzw. einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 

einem entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem organisierten 

Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes an den 

letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen 

Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der 

Tauschspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) 

Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 

abgestellt. 

(3) Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines 

Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum 



 

110 
 

Tausch angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Tauschangebots oder 

der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots überschreiten, erfolgt 

die Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags 

des Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines 

Tauschangebots zu den insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien 

der Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden, dass geringe 

Stückzahlen bis zu einhundert (100) angebotenen Aktien je Aktionär 

bevorrechtigt erworben werden. Das Tauschangebot oder die Aufforderung 

zur Abgabe eines Tauschangebots kann weitere Bedingungen vorsehen. 

d) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Verwendung 

bereits gehaltener und erworbener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder aufgrund früherer 

Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse 

oder mittels eines Angebots an alle Aktionäre zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, 

insbesondere auch in folgender Weise zu verwenden: 

aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft um 

den auf die eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals 

herabgesetzt werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 

eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann 

die Aktien auch im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des 

Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Einziehung der Anteil der 

übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. Erfolgt die Einziehung der Aktien 

im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals, ist der 

Vorstand zur Anpassung der Aktienzahl in der Satzung der Gesellschaft 

ermächtigt. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 

oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie 

Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern von 

Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den Rechtsvorgängerinnen der 

Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von virtuellen 

Optionen, die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der 

Gesellschaft oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder 

wurden, zum Erwerb angeboten und übertragen werden. Das Bezugsrecht 

der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. Soweit Mitglieder des 
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Vorstands der Gesellschaft betroffen sind, gilt diese Ermächtigung für den 

Aufsichtsrat, der auch die jeweiligen Einzelheiten festlegt (siehe 

nachstehenden lit. e)). 

cc) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 

oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, 

aufgrund von Zusagen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis 

übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. 

dd) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen 

Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 

Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen angeboten und auf 

diese übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. 

ee) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte 

veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft 

veräußert werden, den Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft zum 

Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich unterschreitet (Artikel 5 SE-VO in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Das Bezugsrecht der Aktionäre 

wird insoweit ausgeschlossen. 

ff) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf 

Aktien der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft 

oder einer ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. Wandel- oder Optionspflichten verwendet werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehenden lit. d) ee) und ff) 

verwendeten Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des Artikel 5 SE-VO in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen 

nicht wesentlich unter dem Börsenpreis) verwendet werden, 5 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – falls dieser Wert 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind 

Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO 

in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind 
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Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder unter 

Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung 

der Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese 

Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

e) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der erworbenen eigenen 

Aktien 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen sowie die 

aufgrund der Ermächtigung unter vorstehenden lit. b) und c) erworbenen eigenen Aktien 

zur Ausgabe an den Vorstand der Gesellschaft nach Maßgabe der unter lit. d) bb) 

enthaltenen Bestimmungen zu verwenden. 

f) Sonstige Regelungen 

Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) dieses Tagesordnungspunkts aufgeführten 

Ermächtigungen zur Verwendung eigener Aktien können ganz oder bezogen auf 

Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder 

zusammen, ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter vorstehendem lit. d) dieses 

Tagesordnungspunkts können auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der 

Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder 

von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen 

ausgeübt werden. 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. d) bb) bis lit. ff) und lit. e) dieses 

Tagesordnungspunkts enthaltenen Ermächtigungen darf insgesamt ein anteiliger Betrag 

in Höhe von 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und zwar 

weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über die vorstehenden 

Ermächtigungen noch – wenn dieser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung 

dieser Ermächtigungen. Auf diese 5 %-Grenze sind diejenigen Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit der unter lit. d) bb) bis ff) und lit. e) enthaltenen Ermächtigungen 

aus genehmigtem Kapital oder aus bedingtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben wurden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung 

von Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer Kombination dieser Instrumente) 

ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des 



 

113 
 

Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen Wandlungspreises 

auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der 

Laufzeit der vorstehend unter lit. d) bb) bis lit. ff) und lit. e) enthaltenen Ermächtigungen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden.  

 

13. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum 

Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien sowie über die 

Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim 

Erwerb eigener Aktien  

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 12 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung soll die Gesellschaft ermächtigt werden, 

eigene Aktien auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu erwerben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Die derzeit bestehende, unter Tagesordnungspunkt 12 der Hauptversammlung vom 16. 

Juni 2021 erteilte Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb 

eigener Aktien wird für die Zeit ab Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung 

aufgehoben, soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde. 

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 12 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung wird der Vorstand bis zum 15. Juni 2027 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu insgesamt 5 % des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals durch Einsatz von Derivaten 

(Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden) zu erwerben. Die 

Aktienerwerbe sind darüber hinaus auf die 5 %-Grenze unter dem vorangegangenen 

Tagesordnungspunkt 12 von der Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien anzurechnen. 

a) Bei dem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder 

Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden müssen die Optionsgeschäfte 

mit einem Finanzinstitut oder über die Börse zu marktnahen Konditionen 

abgeschlossen werden, bei deren Ermittlung unter anderem der bei Ausübung der 

Optionen zu zahlende Kaufpreis für die Aktien (der „Ausübungspreis“) zu 

berücksichtigen ist. In jedem Fall dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von 

Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden maximal eigene Aktien 

bis insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden 

Grundkapitals erworben werden. Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt 
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werden, dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen spätestens am 15. Juni 

2027 erfolgt. Den Aktionären steht – in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-

VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – ein Recht, derartige 

Optionsgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, nicht zu. Der Ausübungspreis 

(ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. 

gezahlten Optionsprämie) darf den volumengewichteten Durchschnittskurs einer 

Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen (in Frankfurt am 

Main) vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % 

über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

b) Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft 

ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet 

ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

c) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten 

erworben werden, gelten im Übrigen sinngemäß die Regelungen, die in der unter 

dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 12 dieser Hauptversammlung 

beschlossenen Ermächtigung enthalten sind. 

d) Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in 

Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch 

Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der 

Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 12 (Beschlussfassung über die 

Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien sowie über die 

Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des Bezugs- und 

Andienungsrechts) und zu Tagesordnungspunkt 13 (Beschlussfassung über die 

Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten 

beim Erwerb eigener Aktien sowie über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum 

Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien) 

Der Vorstand erstattet gemäß Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 in 

Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG jeweils zu Tagesordnungspunkt 12 und 

Tagesordnungspunkt 13 der Hauptversammlung über die Gründe für die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Veräußerung eigener Aktien den 

folgenden Bericht: 
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Zu Tagesordnungspunkt 12 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, den Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats zu ermächtigen, bis zum 15. Juni 2027 eigene Aktien der 

Gesellschaft im Umfang von bis zu 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung bzw. – falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Mit dieser 

Ermächtigung soll die Möglichkeit von Aktienrückkäufen und der Verwendung eigener 

Aktien geschaffen werden. Die von der Hauptversammlung am 16. Juni 2021 erteilte 

Ermächtigung ist wegen der zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts nur noch eingeschränkt 

ausnutzbar. Der bei der Ausgabe der Wandelschuldverschreibungen erfolgte 

Bezugsrechtsausschluss ist auf die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien 

anzurechnen. Eine Neuschaffung der Ermächtigung soll der Gesellschaft wieder alle 

Möglichkeiten der Verwendung eigener Aktien eröffnen. Die Ermächtigung umfasst auch 

die Verwendung eigener Aktien, die aufgrund früherer Ermächtigungen erworben 

wurden. Die eigenen Aktien sollen sowohl durch die Gesellschaft selbst als auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen (Konzernunternehmen) oder 

durch für Rechnung der Gesellschaft oder für Rechnung von Konzernunternehmen 

handelnde Dritte erworben werden können. 

Zu Tagesordnungspunkt 13 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, der Gesellschaft zum 

Erwerb eigener Aktien, zusätzlich zu den unter Tagesordnungspunkt 12 vorgesehenen 

Möglichkeiten, auch den Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu ermöglichen. 

Der Erwerb der eigenen Aktien kann über die Börse oder im Weg eines öffentlichen 

Erwerbs- oder Tauschangebots erfolgen. Bei dem Erwerb ist der Grundsatz der 

Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß Artikel 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO in Verbindung mit 

§ 53a AktG zu wahren. Der vorgeschlagene Erwerb über die Börse oder im Weg des 

öffentlichen Erwerbs- oder Tauschangebots trägt dem Rechnung. Sofern bei einem 

öffentlichen Erwerbs- oder Tauschangebot die Anzahl der angedienten Aktien das von der 

Gesellschaft vorgesehene Erwerbsvolumen übersteigt, erfolgt der Erwerb bzw. Tausch 

quotal nach dem Verhältnis der angedienten Aktien je Aktionär. Dabei kann jedoch 

unabhängig von den von dem Aktionär angedienten Aktien ein bevorrechtigter Erwerb 

bzw. Tausch geringer Stückzahlen bis zu einhundert (100) Aktien je Aktionär vorgesehen 

werden. Aktien mit einem vom Aktionär festgelegten Andienungspreis, zu dem der 

Aktionär bereit ist, die Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, und der höher ist als der 

von der Gesellschaft festgelegte Kaufpreis, werden bei dem Erwerb nicht berücksichtigt; 

dies gilt entsprechend bei einem vom Aktionär festgelegten Tauschverhältnis, bei dem die 
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Gesellschaft für Aktien der Gesellschaft mehr Tauschaktien als beim von der Gesellschaft 

festgelegte Tauschverhältnis liefern und übertragen müsste. 

a) Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass erworbene eigene Aktien ohne 

einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss eingezogen werden können oder 

aber über die Börse oder im Wege eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre 

wieder veräußert werden können. Die Einziehung der eigenen Aktien führt 

grundsätzlich zur Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft. Der Vorstand 

wird aber auch ermächtigt, die eigenen Aktien ohne Herabsetzung des 

Grundkapitals gemäß Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 

einzuziehen. Dadurch würde sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital 

gemäß Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 8 Abs. 3 AktG (rechnerischer 

Nennbetrag) anteilig erhöhen. Bei den beiden genannten Veräußerungswegen 

wird der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt. 

b) Außerdem soll es dem Vorstand (bzw. dem Aufsichtsrat, soweit Mitglieder des 

Vorstands betroffen sind) möglich sein, eigene Aktien im Zusammenhang mit 

verschiedenen Vergütungs- oder Bonusprogrammen zu verwenden. Die 

Vergütungs- oder Bonusprogramme dienen der zielgerichteten Incentivierung der 

Programmteilnehmer und sollen diese gleichzeitig an die Gesellschaft binden: 

aa) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 

oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie 

Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen bzw. deren Investmentvehikeln, Inhabern von 

Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den Rechtsvorgängerinnen der 

Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von virtuellen 

Optionen, die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der 

Gesellschaft oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder 

wurden, zum Erwerb angeboten und übertragen werden. Das Bezugsrecht 

der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft 

oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, 

aufgrund von Zusagen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis 

übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit 

ausgeschlossen. 

c) Außerdem soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats möglich sein, 

eigene Aktien gegen Sachleistungen, insbesondere im Rahmen von 
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Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 

Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen anbieten und übertragen zu 

können. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit jeweils ausgeschlossen. Die 

vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft im Wettbewerb um 

interessante Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und 

liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb zu reagieren. 

Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

Rechnung. Die Entscheidung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem 

genehmigten Kapital genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom 

Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre leiten lässt. Bei der Bewertung der 

eigenen Aktien und der Gegenleistung hierfür wird der Vorstand sicherstellen, dass 

die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird der 

Vorstand den Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft berücksichtigen; eine 

schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere 

damit einmal erzielte Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des 

Börsenkurses nicht wieder in Frage gestellt werden können. 

d) Die erworbenen eigenen Aktien sollen vom Vorstand mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats auch gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre an Dritte veräußert werden können, sofern der Veräußerungspreis je 

Aktie den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 

nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung wird von der in Artikel 5 

SE-VO in Verbindung mit § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit des 

vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Dadurch wird der 

Vorstand in die Lage versetzt, schnell und flexibel die Chancen günstiger 

Börsensituationen zu nutzen und durch eine marktnahe Preisfestsetzung einen 

möglichst hohen Wiederverkaufspreis zu erzielen und damit regelmäßig eine 

Stärkung des Eigenkapitals zu erreichen oder neue Investorenkreise zu erschließen.  

Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 

Bezugsrechts veräußerten Aktien insgesamt 5 % des Grundkapitals nicht 

überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – 

falls dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. 

Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung in direkter oder entsprechender 

Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
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ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch die Aktien, die zur 

Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten 

mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 

ausgegeben wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des 

Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen 

Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen oder 

Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt 

unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Die Vermögens- und 

Stimmrechtsinteressen der Aktionäre werden bei diesem Weg der Veräußerung 

eigener Aktien angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben grundsätzlich die 

Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote zu vergleichbaren Bedingungen durch einen 

Kauf von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. 

 Der Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder Call-

Optionen oder einer Kombination aus beiden darf nur über Optionsgeschäfte mit 

einem Finanzinstitut oder über die Börse zu marktnahen Konditionen erfolgen. Zur 

Vermeidung eines Verwässerungseffekts ist der Erwerb eigener Aktien unter 

Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination 

aus beiden zudem auf maximal eigene Aktien bis insgesamt 5 % des Grundkapitals 

beschränkt, wobei die durch Derivate erworbenen eigenen Aktien auf die 

Maximalgrenze von 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft beim Erwerb und dem 

Bestand eigener Aktien anzurechnen sind. 

e) Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien auch zur Bedienung von 

Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft aus und im 

Zusammenhang mit Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 

Optionspflichten verwenden können, die von der Gesellschaft oder einer ihrer 

Konzerngesellschaften ausgegeben wurden. Hierzu muss das Bezugsrecht der 

Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt auch im Fall einer Veräußerung eigener 

Aktien durch öffentliches Angebot an alle Aktionäre für die Möglichkeit, den 

Gläubigern solcher Instrumente ebenfalls Bezugsrechte auf die Aktien in dem 

Umfang zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn die jeweiligen Wandlungs- 

oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bereits ausgeübt 

worden wären (Verwässerungsschutz). Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, 

dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts verwendeten Aktien insgesamt 5 % des 
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Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum Zeitpunkt der 

Beschlussfassung noch – falls dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausnutzung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind diejenigen Aktien 

anzurechnen, die während der Laufzeit der Wiederveräußerungsermächtigung in 

direkter oder entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Hierunter fallen auch 

die Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 

oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 

Optionspflichten ausgegeben wurden oder unter Zugrundelegung des zum 

Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung 

gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen 

oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu diesem 

Zeitpunkt unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. b) bis e) enthaltenen Ermächtigungen darf 

insgesamt ein anteiliger Betrag in Höhe von 5 % des Grundkapitals der Gesellschaft nicht 

überschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschlussfassung der 

Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen noch – wenn dieser Betrag 

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen. Auf diese 5 %-Grenze 

sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der unter lit. b) bis e) 

enthaltenen Ermächtigungen aus genehmigtem Kapital oder aus bedingtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden. Ebenfalls anzurechnen 

sind Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen (einschließlich Genussrechten) 

mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspflicht (bzw. einer 

Kombination dieser Instrumente) ausgegeben wurden bzw. unter Zugrundelegung des 

zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der Ermächtigung 

gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen bzw. 

Genussrechte während der Laufzeit der vorstehend unter lit. b) bis e) enthaltenen 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden. 

Der Vorstand wird in den nächsten Hauptversammlungen jeweils nach Artikel 5 SE-VO in 

Verbindung mit § 71 Abs. 3 Satz 1 AktG über eine etwaige Ausnutzung dieser 

Ermächtigung berichten. 
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III. ERGÄNZENDE ANGABEN UND HINWEISE 

 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung EUR 251.126.875,00 und ist in 251.126.875 auf den Namen lautende 

Stückaktien eingeteilt. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beläuft sich die Gesamtzahl der 

Aktien und der Stimmrechte somit jeweils auf 251.126.875. Es wird darauf hingewiesen, 

dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung direkt und 

indirekt 54.030 eigene Aktien hält, aus denen der Gesellschaft kein Stimmrecht zusteht. 

Hauptversammlung ohne physische Anwesenheit der Aktionäre oder ihrer 

Bevollmächtigten 

Auf Grundlage des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen 

der COVID-19-Pandemie vom 27. März 2020 (BGBl. I Nr. 14 2020, S. 570), das zuletzt durch 

Art. 15 des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhilfe 2021“ und zur 

vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht wegen Starkregenfällen und 

Hochwassern im Juli 2021 sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 10. September 2021 

(BGBl. I Nr. 63 2021, S. 4147) geändert wurde („COVID-19-Gesetz“), hat der Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats  in Anbetracht der weiterhin andauernden Covid-19-

Pandemie und des Ziels, der weiteren Ausbreitung von Covid-19 entgegenzuwirken sowie 

Gesundheitsrisiken für die Aktionäre und Aktionärinnen, die Mitarbeiter und 

Mitarbeiterinnen sowie die Organmitglieder der Gesellschaft zu vermeiden, beschlossen, 

die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre oder 

ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) als 

virtuelle Hauptversammlung abzuhalten.  

Die Hauptversammlung findet in den Geschäftsräumen der Grünebaum Gesellschaft für 

Event Logistik mbH, Leibnizstraße 38, 10625 Berlin, statt. 

Eine physische Teilnahme der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 

(mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am Versammlungsort ist 

ausgeschlossen. 

Da die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung auf der 

Grundlage des COVID-19-Gesetzes zu einigen Modifikationen beim Ablauf der 

Versammlung sowie der Ausübung der Aktionärsrechte führt, bitten wir unsere 
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Aktionäre um besondere Beachtung der nachfolgenden Hinweise zur Möglichkeit der 

Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton, zur Ausübung des Stimmrechts 

und des Fragerechts sowie weiterer Aktionärsrechte. 

Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser 

Hauptversammlungseinladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden 

mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ). Die koordinierte Weltzeit (UTC) entspricht der 

mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ) minus zwei Stunden. 

Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung 

Die gesamte Hauptversammlung kann von den im Aktienregister eingetragenen 

Aktionären über die Bild- und Tonübertragung im Internet über das HV-Portal der Delivery 

Hero SE verfolgt werden. Das HV-Portal ist unter folgender Internetadresse zugänglich: 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

Aktionäre können sich im HV-Portal mit den ihnen zugesandten Zugangsdaten anmelden 

und am Tag der Hauptversammlung ab 10:00 Uhr auf die Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung zugreifen. Aktionäre können sich über ihre Aktionärsnummer und 

den Zugangscode, der mit der Einladung an die im Aktienregister eingetragenen 

Aktionäre versendet wird, für die Übertragung der Hauptversammlung in das HV-Portal 

einloggen. Die Stimmabgabe per elektronischer Briefwahl und die elektronische Erteilung 

von Vollmachten und Weisungen an die Abstimmungsvertreter der Gesellschaft über das 

HV-Portal erfordern das Einloggen im HV-Portal sowie die fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung. Eine elektronische Teilnahme an der Versammlung im Sinne von § 

118 Abs. 1 Satz 2 AktG ist nicht möglich. 

Anmeldung und Ausübung des Stimmrechts; Umschreibestopp 

Zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 17 der Satzung diejenigen Aktionäre 

berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig bei der Gesellschaft 

anmelden. Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens am 9. Juni 2022 bis 24:00 

Uhr entweder auf elektronischem Weg über das HV-Portal der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/hv oder in Textform der Gesellschaft unter der Anschrift 

Delivery Hero SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München  

Deutschland 



 

122 
 

oder unter der E-Mail-Adresse 

namensaktien@linkmarketservices.de 

zugehen. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Absatz 2 Satz 1 AktG in der gemäß § 26j Absatz 

4 des Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz (EGAktG) anwendbaren Fassung als Aktionär 

nur, wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Für die Anzahl der einem 

ordnungsgemäß angemeldeten Aktionär in der Hauptversammlung zustehenden 

Stimmrechte ist demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der 

Hauptversammlung maßgeblich. Aus arbeitstechnischen Gründen werden allerdings im 

Zeitraum vom Ablauf des 9. Juni 2022 (sogenanntes „Technical Record Date“) bis zum 

Schluss der Hauptversammlung am 16. Juni 2022 keine Umschreibungen im Aktienregister 

vorgenommen (sogenannter „Umschreibestopp“). Deshalb entspricht der 

Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der 

letzten Umschreibung am 9. Juni 2022. Der Umschreibestopp bedeutet keine Sperre für 

die Verfügung über die Aktien. Erwerber von Aktien, deren Umschreibungsanträge nach 

dem 9. Juni 2022 bei der Gesellschaft eingehen, können allerdings Stimmrechte und 

sonstige Aktionärsrechte aus diesen Aktien nicht ausüben, es sei denn, sie lassen sich 

insoweit bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen. In solchen Fällen 

bleiben Stimmrechte und sonstige Aktionärsrechte bis zur Umschreibung noch bei dem 

im Aktienregister eingetragenen Aktionär. Sämtliche Erwerber von Aktien der 

Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister eingetragen sind, werden daher gebeten, 

Umschreibungsanträge rechtzeitig zu stellen. 

Ausübung des Stimmrechts durch Vollmachts- und Weisungserteilung an die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

vertreten zu lassen. Für die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter ist die rechtzeitige 

und ordnungsgemäße Anmeldung unerlässlich. Den Stimmrechtsvertretern müssen 

Vollmacht sowie ausdrückliche und eindeutige Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts zu jedem relevanten Tagesordnungspunkt erteilt werden. Soweit eine 

ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter für 

den jeweiligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Sollte zu einem 

Gegenstand der Tagesordnung eine Einzelabstimmung stattfinden, gilt eine hierzu erteilte 

Weisung für jeden einzelnen Unterpunkt. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, 

weisungsgemäß abzustimmen. Aufträge zu Wortmeldungen, zum Stellen von Fragen, 

Anträgen oder Wahlvorschlägen, oder zur Erklärung von Widersprüchen gegen 
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Hauptversammlungsbeschlüsse wird er nicht entgegennehmen. Auch zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist eine 

fristgerechte Anmeldung erforderlich. 

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso 

wie die Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB). Vollmacht und 

Stimmrechtsweisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

können unter Verwendung des hierfür auf dem gemeinsam mit dem Einladungsschreiben 

zur Hauptversammlung übersandten Vollmachts- und Weisungsformulars erteilt werden. 

Bitte denken Sie zuvor an die fristgerechte Anmeldung der Aktien bis zum 9. Juni 2022, 

24:00 Uhr. Das Vollmachts- und Weisungsformular kann zudem unter nachstehender 

Kontaktadresse angefordert werden. Wenn Sie das Vollmachts- und Weisungsformular 

verwenden, ist dieses ausschließlich an die nachfolgende Postanschrift oder E-Mail-

Adresse zu übermitteln und muss dort bis spätestens 15. Juni 2022, 24:00 Uhr, (Datum 

des Eingangs) zugehen: 

Delivery Hero SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München  

Deutschland 

oder 

unter der E-Mail-Adresse 

namensaktien@linkmarketservices.de 

Vor und während der Hauptversammlung steht Ihnen für die Ausübung des Stimmrechts 

im Wege der Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft auch das unter der Internetadresse https://ir.deliveryhero.com/hv 

erreichbare HV-Portal der Gesellschaft zur Verfügung. Hierfür ist im HV-Portal die 

Schaltfläche „Vollmacht und Weisungen“ vorgesehen. Die individuellen Zugangsdaten 

(Login-Daten) zur Nutzung des HV-Portals werden den Aktionären mit dem 

Einladungsschreiben zur Hauptversammlung übersandt. Die Bevollmächtigung über das 

HV-Portal ist bis zum Beginn der Abstimmungen am Tag der Hauptversammlung möglich. 

Über das HV-Portal können Sie auch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der 

Abstimmung eine etwaige zuvor erteilte Vollmacht und Weisung ändern oder widerrufen. 
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Ein Vollmachts- und Weisungsvordruck können auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter  

https://ir.deliveryhero.com/hv  

heruntergeladen und unter der Anmeldeadresse angefordert werden. 

Bitte denken Sie in jedem Fall zuvor an die fristgerechte Anmeldung der Aktien bis zum 9. 

Juni 2022, 24:00 Uhr. Wenn Sie ein Vollmachts- und Weisungsformular verwenden, ist 

dieses unter Angabe ihrer Aktionärsnummer ausschließlich an die nachfolgende Adresse 

oder E-Mail-Adresse zu übermitteln und muss dort bis einschließlich zum 15. Juni 2022, 

24:00 Uhr, (Datum des Eingangs) zugehen: 

Delivery Hero SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail: namensaktien@linkmarketservices.de 

Bevollmächtigung eines Dritten zur Ausübung des Stimmrechts und sonstiger Rechte 

Aktionäre können ihr Stimmrecht und sonstige Rechte in der Hauptversammlung auch 

durch einen Bevollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut, einen Stimmrechtsberater, eine 

Aktionärsvereinigung oder eine Person ihrer Wahl ausüben lassen. Auch Bevollmächtigte 

können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Bevollmächtigte Dritte 

können das Stimmrecht ihrerseits ausschließlich durch Briefwahl (siehe unten) oder 

Vollmacht und Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft (siehe oben) 

ausüben. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 

oder mehrere von ihnen zurückweisen. Auch im Fall einer Stimmrechtsvertretung ist eine 

fristgerechte Anmeldung erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Wird ein Intermediär, 

eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine andere Person im Sinne von 

§ 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt, so können abweichende Regelungen bestehen, die 

jeweils bei diesen zu erfragen sind. 



 

125 
 

Ein entsprechendes Vollmachtsformular ist in den Unterlagen enthalten, welche 

zusammen mit der Einladung übermittelt werden. Aktionäre können für die 

Vollmachtserteilung auch das im Internet unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zur Verfügung stehende Vollmachtsformular nutzen. 

Die Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der 

Gesellschaft erfolgen.  

Unbeschadet eines anderweitigen, nach dem Gesetz zulässigen Wegs zur Übermittlung 

der Vollmacht bzw. des Nachweises über die Bestellung eines Bevollmächtigten an die 

Gesellschaft kann die Vollmacht elektronisch unter Nutzung des HV-Portals per E-Mail an 

namensaktien@linkmarketservices.de übermittelt werden (bzw. der Nachweis der 

Vollmacht). Die individuellen Zugangsdaten (Login-Daten) zur Nutzung des HV-Portals 

werden den Aktionären mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung übersandt. 

Diese Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht 

durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über 

die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. 

Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann unbeschadet eines 

anderweitigen, nach dem Gesetz zulässigen Wegs zur Übermittlung, auf den 

vorgenannten Übermittlungswegen unmittelbar der Gesellschaft gegenüber erklärt 

werden. 

Am Tag der virtuellen Hauptversammlung können Vollmachten ausschließlich unter 

Nutzung des HV-Portals über die Schaltfläche „Vollmacht an Dritte“ bis zum Beginn der 

Abstimmung abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Erfolgt die Erteilung oder der 

Nachweis einer Vollmacht oder deren Widerruf durch eine Erklärung gegenüber der 

Gesellschaft auf einem anderen Übermittlungsweg als den vorgenannten 

Übermittlungswegen, so muss diese aus organisatorischen Gründen der Gesellschaft bis 

15. Juni 2022, 24:00 Uhr, (Datum des Eingangs) zugehen. Eine Übermittlung an die 

Gesellschaft über das HV-Portal ist auch bis zum Beginn der Abstimmungen am Tag der 

Hauptversammlung noch möglich. 

Die Verfolgung der Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten durch elektronische 

Zuschaltung über das HV-Portal setzt voraus, dass der Bevollmächtigte vom 

Vollmachtgeber die mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung versandten 

Zugangsdaten (Login-Daten) erhält. Die Nutzung der Zugangsdaten durch den 

Bevollmächtigten gilt zugleich als Nachweis der Bevollmächtigung. 
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Bei der Bevollmächtigung zur Stimmrechtsausübung nach § 135 AktG 

(Vollmachtserteilung an Kreditinstitute, Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen 

sowie sonstige von § 135 AktG erfasste Intermediäre und gemäß § 135 AktG 

Gleichgestellte) sind Besonderheiten zu beachten, die bei dem jeweils zu 

Bevollmächtigenden zu erfragen sind. Nach dem Gesetz muss die Vollmacht in diesen 

Fällen einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt und von dem Bevollmächtigten 

nachprüfbar festgehalten werden. Die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein 

und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Bitte 

stimmen Sie sich daher, wenn Sie eine Vollmacht nach § 135 AktG erteilen wollen, mit dem 

zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht ab. Ein Verstoß gegen die 

vorgenannten und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die 

Bevollmächtigung der in diesem Absatz Genannten beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 

Absatz 7 AktG nicht die Wirksamkeit der Stimmabgabe. 

Weitere Hinweise zur Vollmachtserteilung an Dritte und eine nähere Beschreibung der 

Vollmachtserteilung an Dritte über das HV-Portal sind im Internet unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv einsehbar. 

Stimmabgabe mittels Briefwahl (schriftlich oder elektronisch)  

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihre Stimmen schriftlich oder 

elektronisch mittels Briefwahl abgeben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der 

Briefwahl sind nur diejenigen eingetragenen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig bis 

zum Anmeldeschlusstag (9. Juni 2022, 24:00 Uhr) ordnungsgemäß bei der Gesellschaft 

unter der Anmeldeadresse angemeldet haben. Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl 

erfolgt dann entweder schriftlich unter Verwendung des hierfür vorgesehenen 

Briefwahlformulars oder elektronisch über das HV-Portal nach Maßgabe der 

nachstehenden Erläuterungen. 

Ausübung des Stimmrechts vor der Hauptversammlung: schriftliche Briefwahl 

Für die Ausübung des Stimmrechts vor der Hauptversammlung im Wege der schriftlichen 

Briefwahl steht Ihnen das gemeinsam mit dem Einladungsschreiben zur 

Hauptversammlung übersandte Briefwahlformular zur Verfügung. Ein Formular zur 

Stimmabgabe im Wege der schriftlichen Briefwahl kann auch auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

heruntergeladen und unter der Anmeldeadresse  
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Delivery Hero SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München  

Deutschland 

oder 

unter der E-Mail-Adresse 

namensaktien@linkmarketservices.de 

kostenlos angefordert werden. Wenn Sie das Briefwahlformular verwenden, ist dieses 

ausschließlich an die oben genannte Postanschrift oder E-Mail-Adresse zu übermitteln. 

Bitte denken Sie auch insoweit zuvor an die fristgerechte Anmeldung der Aktien bis zum 

9. Juni 2022, 24:00 Uhr. Die schriftlich per Briefwahlformular abgegebenen Stimmen 

müssen bis einschließlich 15. Juni 2022 (24:00 Uhr) bei der Gesellschaft eingegangen sein 

und sind ausschließlich an die vorstehend genannte Postanschrift oder E-Mail-Adresse 

Adressen übermitteln. 

Anderweitig adressierte Stimmabgaben per schriftlicher Briefwahl werden nicht 

berücksichtigt. 

Ausübung des Stimmrechts vor und während der Hauptversammlung: elektronische 

Briefwahl 

Vor und während der Hauptversammlung steht Ihnen für die Ausübung des Stimmrechts 

im Wege der im Wege der elektronischen Briefwahl das HV-Portal unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zur Verfügung. 

Es wird darauf hingewiesen, dass hierfür die Nutzung der mit dem Einladungsschreiben 

übermittelten Login-Daten erforderlich ist. 

Die elektronische Briefwahl über das HV-Portal ist bis zum Beginn der Abstimmungen am 

Tag der Hauptversammlung möglich. Wird das Stimmrecht für ein und denselben 

Aktienbestand – jeweils fristgemäß – sowohl mittels des Briefwahlformulars als auch über 

das HV-Portal im Wege der elektronischen Briefwahl ausgeübt, wird abhängig von den 

Eingangsdaten die jeweils zeitlich später eingegangene Stimmabgabe als verbindlich 

angesehen. 

Die Einzelheiten zur Stimmabgabe per Briefwahl sind auch im Internet unter 
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https://ir.deliveryhero.com/hv  

einsehbar. 

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Stimmrechtsberater im Sinne von § 134a Absatz 1 Nr. 

3, Absatz 2 Nr. 3 AktG sowie Aktionärsvereinigungen und sonstige gemäß § 135 Absatz 8 

AktG gleichgestellte Personen können sich nach den vorstehend beschriebenen Regeln 

unter Einhaltung der genannten Fristen der Briefwahl bedienen. 

Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre ist im Falle einer virtuellen Hauptversammlung nach § 

1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes erheblich eingeschränkt. Danach haben Aktionäre das 

Recht, im Vorfeld der Hauptversammlung Fragen einzureichen. Auf der Grundlage von § 

1 Abs. 2 Nr. 3, Satz 2 Halbsatz 2 des COVID-19-Gesetzes hat der Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats entschieden, dass Aktionäre ihre Fragen bis spätestens einen Tag vor der 

Hauptversammlung im Wege elektronischer Kommunikation bei der Gesellschaft 

einreichen müssen. Der Vorstand entscheidet gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz – 

abweichend von § 131 AktG – nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen 

beantwortet. Ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz 

kann die Verwaltung Fragen zusammenfassen und gemeinsam beantworten. Nur 

ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können ihre Fragen 

einreichen. 

Zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre können ihre Fragen bis zum 14. Juni 

2022, 24:00 Uhr, der Gesellschaft über das internetgestützte HV-Portal unter Nutzung des 

dort enthaltenen (Online-) Formulars übermitteln. Hierfür ist im HV-Portal die Schaltfläche 

„Frage einreichen“ vorgesehen. Aus technischen Gründen ist der Umfang der einzelnen 

Fragen auf eine bestimmte Zeichenzahl begrenzt, die Zahl der möglichen Fragen wird 

dadurch jedoch nicht beschränkt. Nach Ablauf der vorstehend genannten Frist 

eingereichte Fragen werden nicht berücksichtigt. Während der virtuellen 

Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

Wir weisen darauf hin, dass im Rahmen der Beantwortung von Fragen gegebenenfalls 

auch der Name des die Frage übermittelnden Aktionärs während der Hauptversammlung 

nur offengelegt wird (und soweit Fragen individuell beantwortet werden), wenn mit der 

Übermittlung der Frage ausdrücklich das Einverständnis zur Offenlegung des Namens 

erklärt wurde. Gleiches gilt für eine etwaige Vorabveröffentlichung von Fragen und 

gegebenenfalls Antworten auf der Internetseite der Gesellschaft im Vorfeld der 

Hauptversammlung. Auch in diesem Fall wird der Name des Fragestellers nur offengelegt, 
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wenn er mit Übersendung der Frage ausdrücklich sein Einverständnis mit der Offenlegung 

seines Namens erklärt hat. 

Einlegung von Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

Aktionäre, die ihre Aktien rechtzeitig angemeldet und ihr Stimmrecht im Wege der 

Briefwahl (schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation) oder über die 

Erteilung von Vollmachten ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, im Wege 

elektronischer Kommunikation Widerspruch gegen die Beschlüsse der 

Hauptversammlung bei dem mit der Niederschrift der Hauptversammlung beauftragten 

Notar zu erklären.  

Entsprechende Erklärungen können – eine Stimmabgabe vorausgesetzt – ab der 

Eröffnung der Hauptversammlung über das internetgestützte HV-Portal unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zur Niederschrift gemäß § 245 Nr. 1 AktG erklärt werden. Hierfür ist im HV-Portal die 

Schaltfläche „Widerspruch einlegen“ vorgesehen. Die Erklärung ist über das 

internetgestützte HV-Portal von Beginn der Hauptversammlung an bis zu deren Ende 

möglich. Der Notar hat die Gesellschaft zur Entgegennahme von Widersprüchen über das 

internetgestützte HV-Portal ermächtigt, sodass Widersprüche gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung über das internetgestützte HV-Portal der Gesellschaft auf 

elektronischem Wege zu Protokoll des Notars erklärt werden können. 

 

IV. RECHTE DER AKTIONÄRE 

GEMÄSS ART. 56 SATZ 2 UND SATZ 3 SE-VO, § 50 ABS. 2 SEAG, § 122 ABS. 2 AKTG 

I.V.M. § 1 ABS. 3 SATZ 4 COVID-19 GESETZ, § 126 ABS. 1, § 127 AKTG 

 

Ergänzung der Tagesordnung gemäß Art. 56 Satz 2 und 3 SEVO, § 50 Abs. 2 SEAG, 

§ 122 Abs. 2 AktG  

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

EUR 500.000 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht 

werden. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der 

Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 
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Ablauf des 16. Mai 2022 bis 24:00 Uhr, zugehen. Bitte richten Sie entsprechende 

Verlangen an folgende Adresse: 

Delivery Hero SE 

Vorstand 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine 

Beschlussvorlage beiliegen.   

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang 

des Verlangens im Bundesanzeiger bekanntgemacht und gemäß § 121 Abs. 4a AktG 

solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden 

kann, dass sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden 

außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

 zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären nach §§ 126 Absatz 1, 127 AktG; 

Ausschluss des Antragsrechts während der Hauptversammlung 

Aufgrund der Ausgestaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung 

ohne Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten und mit Ausübung des 

Stimmrechts nur über Briefwahl oder Vollmachtserteilung mit Weisung, ohne 

elektronische Teilnahme der Aktionäre, ist das Antragsrecht der Aktionäre in der 

Hauptversammlung rechtlich ausgeschlossen. Gegenanträge und Wahlvorschläge im 

Sinne der §§ 126 Abs. 1, 127 AktG sowie Verfahrensanträge können daher in der 

Hauptversammlung nicht gestellt werden. 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 AktG zugänglich 

zu machen sind, gelten jedoch als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag 

stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert 

und zur Hauptversammlung angemeldet ist (§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz). Dies gilt 

auch für Gegenanträge zu Tagesordnungspunkten, die aufgrund von zulässigen und 

rechtzeitig gestellten Ergänzungsanträgen zur Tagesordnung auf Verlangen einer 
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Minderheit von Aktionären gemäß § 122 Abs. 2 AktG auf die Tagesordnung gesetzt 

worden sind. 

Dementsprechend können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge 

von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie 

Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern vor der 

Hauptversammlung übersenden. Solche Anträge (nebst Begründung) und Wahlvorschläge 

sind ausschließlich zu richten an: 

Delivery Hero SE 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

oder E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

Gegenanträge sollten begründet werden, für Wahlvorschläge gilt dies nicht. 

Bis spätestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, d.h. bis zum 1. Juni 2022, 

24:00 Uhr, der Gesellschaft unter vorstehender Adresse zugegangene ordnungsgemäße 

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden unverzüglich über die 

Internetseite 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

einschließlich des Namens des Aktionärs und insbesondere im Fall von Gegenanträgen der 

Begründung und im Fall von Wahlvorschlägen der durch den Vorstand zu ergänzenden 

Inhalte gemäß § 127 Satz 4 AktG sowie etwaiger Stellungnahmen der Verwaltung 

zugänglich gemacht. 

Die Gesellschaft braucht einen Gegenantrag und dessen Begründung beziehungsweise 

einen Wahlvorschlag nicht zugänglich zu machen, wenn einer der Ausschlusstatbestände 

nach § 126 Absatz 2 AktG vorliegt, etwa, weil der Wahlvorschlag oder Gegenantrag zu 

einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde 

oder die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben enthält. Ein Wahlvorschlag muss darüber hinaus auch dann nicht zugänglich 

gemacht werden, wenn der Vorschlag nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den 

Wohnort der vorgeschlagenen Person sowie deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich 

zu bildenden Aufsichtsräten enthält. Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht 

zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass Fragen ausschließlich auf dem im Abschnitt 

„Fragemöglichkeiten im Wege elektronischer Kommunikation“ beschriebenen Weg 

einzureichen sind. 

Weitergehende Erläuterungen 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre stehen auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

zur Verfügung. 

Technische Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung 

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur Nutzung des HV-Portals 

und zur Ausübung von Aktionärsrechten benötigen Sie eine Internetverbindung und ein 

internetfähiges Endgerät. Um die Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung 

optimal wiedergeben zu können, wird eine stabile Internetverbindung mit einer 

ausreichenden Übertragungsgeschwindigkeit empfohlen. 

Nutzen Sie zum Empfang der Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung 

einen Computer, benötigen Sie einen Browser und Lautsprecher oder Kopfhörer. 

Für den Zugang zum HV-Portal der Gesellschaft benötigen Sie Ihre individuellen 

Zugangsdaten, die Sie mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung erhalten. Mit 

diesen Zugangsdaten können Sie sich im HV-Portal einloggen. 

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Aktionärsrechten durch 

technische Probleme während der virtuellen Hauptversammlung zu vermeiden, wird 

empfohlen – soweit möglich – die Aktionärsrechte (insbesondere das Stimmrecht) bereits 

vor Beginn der Hauptversammlung auszuüben. 

Hinweis zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung 

Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre können über das HV-Portal die 

Hauptversammlung am 16. Juni 2022 ab 10:00 Uhr in voller Länge live in Bild und Ton 

verfolgen. Die Bild- und Tonübertragung der virtuellen Hauptversammlung und die 

Verfügbarkeit des HV-Portals kann nach dem heutigen Stand der Technik aufgrund von 

Einschränkungen der Verfügbarkeit des Telekommunikationsnetzes und der 

Einschränkung von Internetdienstleistungen von Drittanbietern Schwankungen 

unterliegen, auf welche die Gesellschaft keinen Einfluss hat. Die Gesellschaft kann daher 

keine Gewährleistungen und Haftung für die Funktionsfähigkeit und ständige 

Verfügbarkeit der in Anspruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch 
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genommenen Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung sowie den Zugang zum 

HV-Portal und dessen generelle Verfügbarkeit übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt 

auch keine Verantwortung für Fehler und Mängel der für den Online-Service eingesetzten 

Hard- und Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungsunternehmen, 

soweit nicht Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem Grund, frühzeitig von 

den oben genannten Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung des 

Stimmrechts, Gebrauch zu machen. Sofern es Datenschutz- oder Sicherheitserwägungen 

zwingend erfordern, muss sich der Versammlungsleiter der Hauptversammlung 

vorbehalten, die virtuelle Hauptversammlung zu unterbrechen oder ganz einzustellen. 

Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung; Internetseite 

Die Informationen und Unterlagen nach § 124a AktG sind im Internet unter 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

 zugänglich.  

Aktionärshotline 

Bei allgemeinen Fragen zum Ablauf der virtuellen Hauptversammlung der Gesellschaft 

können sich die Aktionäre und Intermediäre per E-Mail an 

deliveryhero_hv2022@linkmarketservices.de 

wenden. Zusätzlich steht Ihnen von Montag bis einschließlich Freitag (außer an 

Feiertagen) zwischen 9:00 Uhr und 17:00 Uhr (MESZ) die Aktionärshotline unter der 

Telefonnummer +49 (89) 21027-333 zur Verfügung. 

Information zum Datenschutz für Aktionäre 

Europaweit gelten seit dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum Datenschutz. Der Schutz 

Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen hohen 

Stellenwert. In unseren Datenschutzhinweisen haben wir alle Informationen zur 

Verarbeitung personenbezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich an einer Stelle 

zusammengefasst. Die neuen Datenschutzhinweise finden Sie unter dem folgenden Link: 

https://ir.deliveryhero.com/hv  

 

 

Berlin, im Mai 2022 

Delivery Hero SE 

Der Vorstand 
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